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Bremische Verordnung über die
Prüfingenieure und Prüfsachverständigen 

(BremPPV)

Vom 16. Dezember 2010

Aufgrund des § 84 Absatz 2 in Verbindung mit § 57
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und § 71 Absatz 4 der Bre-
mischen Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009
(Brem.GBl. S. 401 – 2130-d-1a) wird verordnet:
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Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die Anerkennung und
Tätigkeit der Prüfingenieure und Prüfsachverständi-
gen in den Fachbereichen nach Satz 2, ferner die
Rechtsverhältnisse der Prüfämter und die Typenprü-
fung. Prüfingenieure werden anerkannt in den Fach-
bereichen

1. Standsicherheit und

2. Brandschutz;

Prüfsachverständige werden anerkannt in den Fach-
bereichen

1. sicherheitstechnische Anlagen sowie

2. Erd- und Grundbau.

§ 2

Prüfingenieure und Prüfsachverständige

(1) Prüfingenieure nehmen in ihrem jeweiligen
Fachbereich bauaufsichtliche Prüfaufgaben aufgrund
der Bremischen Landesbauordnung oder von Vor-
schriften aufgrund der Bremischen Landesbauord-
nung im Auftrag der Bauaufsichtsbehörde wahr. Sie
unterstehen der Fachaufsicht der obersten Bauauf-
sichtsbehörde oder der von ihr bestimmten Behörde.

(2) Prüfsachverständige prüfen und bescheinigen
in ihrem jeweiligen Fachbereich im Auftrag des Bau-
herrn oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht Ver-

antwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtlicher
Anforderungen, soweit dies in der Bremischen Lan-
desbauordnung oder in Vorschriften aufgrund der Bre-
mischen Landesbauordnung vorgesehen ist; sie neh-
men keine hoheitlichen bauaufsichtlichen Prüfauf-
gaben wahr. Die Prüfsachverständigen sind im Rah-
men der ihnen obliegenden Pflichten unabhängig und
an Weisungen des Auftraggebers nicht gebunden.

§ 3

Voraussetzungen der Anerkennung

(1) Soweit nachfolgend nichts anderes geregelt ist,
werden als Prüfingenieure und Prüfsachverständige
nur Personen anerkannt, welche die allgemeinen Vor-
aussetzungen des § 4 sowie die besonderen Vorausset-
zungen ihres jeweiligen Fachbereichs und, soweit er-
forderlich, ihrer jeweiligen Fachrichtung nachgewie-
sen haben.

(2) Die Anerkennung kann bei Bewerbern, die
nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des
Grundgesetzes sind, versagt werden, wenn die Ge-
genseitigkeit nicht gewahrt ist. Dies gilt nicht für Be-
werber, welche die Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedsstaates der Europäischen Union besitzen oder
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften
wie Angehörige der Europäischen Union zu behan-
deln sind.

§ 4

Allgemeine Voraussetzungen

Prüfingenieure und Prüfsachverständige können
nur Personen sein, die

1. nach ihrer Persönlichkeit Gewähr dafür bieten,
dass sie ihre Aufgaben ordnungsgemäß im 
Sinne des § 5 erfüllen,

2. die Fähigkeit besitzen, öffentliche Ämter zu be-
kleiden,

3. eigenverantwortlich und unabhängig tätig sind,

4. den Geschäftssitz im Land Bremen haben und

5. die deutsche Sprache in Wort und Schrift be-
herrschen.

Eigenverantwortlich tätig im Sinne des Satzes 1
Nummer 3 ist,

1. wer seine berufliche Tätigkeit als einziger Inha-
ber eines Büros selbstständig auf eigene Rech-
nung und Verantwortung ausübt,

2. wer

a) sich mit anderen Prüfingenieuren oder Prüf-
sachverständigen, Ingenieuren oder Archi-
tekten zusammengeschlossen hat,

b) innerhalb dieses Zusammenschlusses Vor-
stand, Geschäftsführer oder persönlich haf-
tender Gesellschafter mit einer rechtlich ge-
sicherten leitenden Stellung ist und

c) kraft Satzung, Statut oder Gesellschaftsver-
trag dieses Zusammenschlusses seine Auf-
gaben als Prüfingenieur und Prüfsachver-
ständiger selbstständig auf eigene Rech-
nung und Verantwortung und frei von Wei-
sungen ausüben kann

oder



3. wer als Hochschullehrer im Rahmen einer Ne-
bentätigkeit in selbstständiger Beratung tätig
ist.

Unabhängig tätig im Sinne des Satzes 1 Nummer 3 ist,
wer bei Ausübung seiner Tätigkeit weder eigene Pro-
duktions-, Handels- oder Lieferinteressen hat noch
fremde Interessen dieser Art vertritt, die unmittelbar
oder mittelbar im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit
stehen.

§ 5

Allgemeine Pflichten

(1) Prüfingenieure und Prüfsachverständige haben
ihre Tätigkeit unparteiisch, gewissenhaft und gemäß
den bauordnungsrechtlichen Vorschriften zu erfüllen;
sie müssen sich darüber und über die Entwicklungen
in ihrem Fachbereich stets auf dem Laufenden halten
und über die für ihre Aufgabenerfüllung erforderli-
chen Geräte und Hilfsmittel verfügen. Die Prüfung der
bautechnischen Nachweise muss am Geschäftssitz des
Prüfingenieurs, für den die Anerkennung als Prüf-
ingenieur ausgesprochen worden ist, erfolgen. Unbe-
schadet weitergehender Vorschriften dürfen sich Prü-
fingenieure und Prüfsachverständige bei ihrer Tätig-
keit der Mitwirkung befähigter und zuverlässiger an
ihrem Geschäftssitz angestellter Mitarbeiter nur in ei-
nem solchen Umfang bedienen, dass sie deren Tätig-
keit jederzeit voll überwachen können. Prüfingenieure
und Prüfsachverständige müssen mit einer Haftungs-
summe von mindestens je 500 000 Euro für Personen-
sowie für Sach- und Vermögensschäden je Schadens-
fall, die mindestens zweimal im Versicherungsjahr zur
Verfügung stehen muss, haftpflichtversichert sein; die
Anerkennungsbehörde ist zuständige Stelle im Sinne
des § 117 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes
(VVG).

(2) Ergeben sich Änderungen der Verhältnisse der
Prüfingenieure und Prüfsachverständigen nach § 6
Absatz 2 Satz 2 Nummern 4 und 5, sind sie verpflich-
tet, dies der Anerkennungsbehörde (§ 6 Absatz 1) un-
verzüglich anzuzeigen.

(2a) Die Errichtung einer Zweitniederlassung als
Prüfingenieur oder Prüfsachverständiger in der Bun-
desrepublik Deutschland bedarf der Genehmigung
durch die Anerkennungsbehörde. Dem Antrag sind
die für die Genehmigung erforderlichen Nachweise
beizugeben, insbesondere sind Angaben zur Eigen-
verantwortlichkeit der Tätigkeit in der Zweitnieder-
lassung, zu den Mitarbeitern, die bei der Prüftätigkeit
mitwirken sollen sowie zur Sicherstellung der Über-
wachung der ordnungsgemäßen Bauausführung zu
machen. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn we-
gen der Zahl der Mitarbeiter, die bei der Prüftätigkeit
mitwirken sollen, der Entfernung zwischen den Nie-
derlassungen oder aus anderen Gründen Bedenken
gegen die ordnungsgemäße Aufgabenerledigung be-
stehen. Liegt die Zweitniederlassung in einem ande-
ren Land, entscheidet die Anerkennungsbehörde im
Einvernehmen mit der Anerkennungsbehörde des an-
deren Landes. Für die Prüftätigkeit an der Zweitnie-
derlassung gilt Absatz 1 Satz 2 und 3, § 13 Absatz 2
Satz 2 und § 28 Absatz 6 Satz 1 entsprechend.

(3) Prüfingenieure und Prüfsachverständige dürfen
nicht tätig werden, wenn sie, ihre Mitarbeiter oder An-
gehörige des Zusammenschlusses nach § 4 Satz 2
Nummer 2 bereits, insbesondere als Entwurfsverfas-
ser, Nachweisersteller, Bauleiter oder Unternehmer,
mit dem Gegenstand der Prüfung oder der Bescheini-
gung befasst waren oder wenn ein sonstiger Befan-
genheitsgrund vorliegt.

(4) Der Prüfingenieur oder Prüfsachverständige,
der aus wichtigem Grund einen Auftrag nicht anneh-
men kann, muss die Ablehnung unverzüglich er-
klären. Er hat den Schaden zu ersetzen, der aus einer
schuldhaften Verzögerung dieser Erklärung entsteht.

(5) Ergibt sich bei der Tätigkeit der Prüfingenieure
und Prüfsachverständigen, dass der Auftrag teilweise
einem anderen Fachbereich oder einer anderen Fach-
richtung zuzuordnen ist, sind sie verpflichtet, den Auf-
traggeber zu unterrichten.

§ 6

Anerkennungsverfahren

(1) Über den Antrag auf Anerkennung entscheidet
die oberste Bauaufsichtsbehörde oder die von ihr be-
stimmte Behörde (Anerkennungsbehörde). Örtlich zu-
ständig ist die Anerkennungsbehörde des Geschäfts-
sitzes des Bewerbers.

(2) Im Antrag auf Anerkennung muss angegeben
sein,

1. für welche Fachbereiche und, soweit vorgese-
hen, für welche Fachrichtungen die Anerken-
nung beantragt wird und

2. ob und wie oft der Bewerber sich bereits erfolg-
los auch in einem anderen Land einem Aner-
kennungsverfahren in diesen Fachbereichen
und, soweit vorgesehen, Fachrichtungen unter-
zogen hat.

Dem Antrag sind die für die Anerkennung erforder-
lichen Nachweise beizugeben, insbesondere

1. ein Lebenslauf mit lückenloser Angabe des
fachlichen Werdegangs bis zum Zeitpunkt der
Antragstellung,

2. je eine Kopie der Abschluss- und Beschäfti-
gungszeugnisse,

3. der Nachweis über den Antrag auf Erteilung ei-
nes Führungszeugnisses zur Vorlage bei einer
Behörde (Belegart O oder P) oder ein gleichwer-
tiges Dokument eines Mitgliedsstaates der Eu-
ropäischen Union oder einem nach dem Recht
der Europäischen Gemeinschaften gleichge-
stellten Staat, der nicht älter als drei Monate
sein soll,

4. Angaben über etwaige sonstige Niederlassun-
gen,

5. Angaben über eine etwaige Beteiligung an ei-
ner Gesellschaft, deren Zweck die Planung oder
Durchführung von Bauvorhaben ist und

6. die Nachweise über die Erfüllung der besonde-
ren Voraussetzungen für die Anerkennung in
den jeweiligen Fachbereichen und, soweit vor-
gesehen, Fachrichtungen.
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Die Anerkennungsbehörde kann, soweit erforderlich,
weitere Unterlagen anfordern.

(2a)  Die Anerkennungsbehörde bestätigt unverzüg-
lich den Eingang der Unterlagen und teilt gegebenen-
falls mit, welche Unterlagen fehlen. Die Eingangsbe-
stätigung muss folgende Angaben enthalten:

1. die in Satz 5 genannte Frist,

2. die verfügbaren Rechtsbehelfe,

3. die Erklärung, dass der Antrag als genehmigt
gilt, wenn über ihn nicht rechtzeitig entschieden
wird und

4. im Fall der Nachforderung von Unterlagen die
Mitteilung, dass die Frist nach Satz 3 erst be-
ginnt, wenn die Unterlagen vollständig sind.

Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach
Vorlage der vollständigen Unterlagen zu entscheiden;
die Anerkennungsbehörde kann die Frist gegenüber
dem Bewerber einmal um bis zu zwei Monate verlän-
gern. Die Fristverlängerung und deren Ende sind aus-
reichend zu begründen und dem Bewerber vor Ablauf
der ursprünglichen Frist mitzuteilen. Der Antrag gilt
als genehmigt, wenn über ihn nicht innerhalb der
nach Satz 3 maßgeblichen Frist entschieden worden
ist. Das Verfahren kann über die einheitliche Stelle im
Sinne des § 71a des Bremischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes abgewickelt werden.

(3) Die Anerkennungsbehörde führt nach Fachbe-
reichen und Fachrichtungen gesonderte Listen der
Prüfingenieure und Prüfsachverständigen, die in ge-
eigneter Weise bekannt zu machen sind.

(4) Verlegt der Prüfingenieur oder der Prüfsachver-
ständige seinen Geschäftssitz, für den die Anerken-
nung als Prüfingenieur oder als Prüfsachverständiger
ausgesprochen worden ist, in ein anderes Land, hat er
dies der Anerkennungsbehörde anzuzeigen. Die An-
erkennungsbehörde übersendet die über den Prüf-
ingenieur oder Prüfsachverständigen vorhandenen
Akten der Anerkennungsbehörde des Landes, in dem
der Prüfingenieur oder Prüfsachverständige seinen
neuen Geschäftssitz gründen will. Mit der Eintragung
des Prüfingenieurs oder des Prüfsachverständigen in
die in einem anderen Land geführte Liste erlischt die
Eintragung in die Liste nach Absatz 3. Verlegt der Prüf-
ingenieur oder der Prüfsachverständige seinen Ge-
schäftssitz in das Land Bremen, findet kein neues An-
erkennungsverfahren statt, wenn er zuvor bereits ver-
gleichbare Zulassungsvoraussetzungen erfüllen muss-
te.

§ 7

Erlöschen, Widerruf und
Rücknahme der Anerkennung

(1) Die Anerkennung erlischt, wenn

1. der Prüfingenieur oder der Prüfsachverständige
gegenüber der Anerkennungsbehörde schrift-
lich darauf verzichtet,

2. der Prüfingenieur oder der Prüfsachverständige
das 68. Lebensjahr vollendet hat,

3. der Prüfingenieur oder der Prüfsachverständige
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
verliert oder

4. der erforderliche Versicherungsschutz (§ 5 Ab-
satz 1 Satz 4) nicht mehr besteht.

(2) Unbeschadet des § 49 des Bremischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes kann die Anerkennung wi-
derrufen werden, wenn der Prüfingenieur oder der
Prüfsachverständige

1. in Folge geistiger und körperlicher Gebrechen
nicht mehr in der Lage ist, seine Tätigkeit ord-
nungsgemäß auszuüben,

2. gegen die ihm obliegenden Pflichten schwer-
wiegend, wiederholt oder mindestens grob fahr-
lässig verstoßen hat,

3. seine Tätigkeit in einem Umfang ausübt, die ei-
ne ordnungsgemäße Erfüllung seiner Pflichten
nicht erwarten lässt oder

4. in der Bundesrepublik Deutschland außerhalb
des Geschäftssitzes, für den die Anerkennung
als Prüfingenieur oder Prüfsachverständiger
ausgesprochen worden ist, ohne die erforderli-
che Genehmigung nach § 5 Absatz 2a Zweitnie-
derlassungen als Prüfingenieur oder Prüfsach-
verständiger einrichtet.

(3) § 48 des Bremischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes bleibt unberührt.

(4) Die Anerkennungsbehörde kann in Abständen
von mindestens 5 Jahren prüfen, ob die Anerken-
nungsvoraussetzungen noch vorliegen.

§ 8

Führung der Bezeichnung Prüfingenieur
oder Prüfsachverständiger

Wer nicht als Prüfingenieur oder Prüfsachverständi-
ger in einem bestimmten Fachbereich oder, soweit
vorgesehen, in einer bestimmten Fachrichtung nach
dieser Verordnung anerkannt ist, darf die Bezeich-
nung Prüfingenieur oder Prüfsachverständiger für die-
sen Fachbereich und für diese Fachrichtung nicht
führen.

§ 9

Gleichwertigkeit, gegenseitige Anerkennung

(1) Die Anerkennung als Prüfingenieur und die An-
erkennung als Prüfsachverständiger für den jeweili-
gen Fachbereich und, soweit vorgesehen, für die je-
weilige Fachrichtung sind gleichwertig. Anerkennun-
gen anderer Länder gelten auch im Land Bremen; ei-
ne weitere Eintragung in die von der Anerkennungs-
behörde nach § 6 Absatz 3 geführte Liste erfolgt nicht.

(2) Personen, die in einem anderen Mitgliedsstaat
der Europäischen Union oder einem nach dem Recht
der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten
Staat zur Wahrnehmung von Aufgaben im Sinne die-
ser Verordnung niedergelassen sind, sind berechtigt,
als Prüfingenieur oder Prüfsachverständiger Aufga-
ben nach dieser Verordnung auszuführen, wenn sie

1. hinsichtlich des Tätigkeitsbereiches eine ver-
gleichbare Berechtigung besitzen,

2. dafür hinsichtlich der Anerkennungsvorausset-
zungen und des Nachweises von Kenntnissen
vergleichbare Anforderungen erfüllen mussten
und



3. die deutsche Sprache in Wort und Schrift be-
herrschen.

Sie haben das erstmalige Tätigwerden vorher der An-
erkennungsbehörde anzuzeigen und dabei

1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem
Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder ei-
nem nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften gleichgestellten Staat rechtmäßig zur
Wahrnehmung von Aufgaben im Sinne dieser
Verordnung niedergelassen sind und ihnen die
Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der
Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht
vorübergehend, untersagt ist, und

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer
Niederlassung dafür die Voraussetzungen des
Satzes 1 Nummer 2 erfüllen mussten,

vorzulegen. Die Anerkennungsbehörde soll das Tätig-
werden untersagen, wenn die Voraussetzungen des
Satzes 1 nicht erfüllt sind; sie hat auf Antrag zu be-
stätigen, dass die Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist.

(3) Personen, die in einem anderen Mitgliedsstaat
der Europäischen Union oder einem nach dem Recht
der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten
Staat zur Wahrnehmung von Aufgaben im Sinne die-
ser Verordnung niedergelassen sind, ohne im Sinne
des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 vergleichbar zu sein,
sind berechtigt, als Prüfingenieur oder Prüfsachver-
ständiger Aufgaben nach dieser Verordnung auszu-
führen, wenn ihnen die Anerkennungsbehörde be-
scheinigt hat, dass sie die Anforderungen hinsichtlich
der Anerkennungsvoraussetzungen, des Nachweises
von Kenntnissen und des Tätigkeitsbereiches nach
dieser Verordnung erfüllen. Die Bescheinigung wird
auf Antrag erteilt, dem die zur Beurteilung erforder-
lichen Unterlagen beizufügen sind. § 6 Absatz 2a Sät-
ze 1 bis 5 gilt entsprechend.

(4) Anzeigen und Bescheinigungen nach den Ab-
sätzen 2 und 3 sind nicht erforderlich, wenn bereits in
einem anderen Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine
Bescheinigung erteilt wurde. Verfahren nach den Ab-
sätzen 2 und 3 können über die einheitliche Stelle im
Sinne des § 71a des Bremischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes abgewickelt werden.

Teil 2

Prüfingenieure für Standsicherheit; Prüfämter, 
Typenprüfung und Prüfung der Standsicherheit

Fliegender Bauten

Abschnitt 1
Prüfingenieure für Standsicherheit

§ 10

Besondere Voraussetzungen

Als Prüfingenieure für Standsicherheit in den Fach-
richtungen Massivbau, Metallbau und Holzbau wer-
den nur Personen anerkannt, die

1. das Studium des Bauingenieurwesens an einer
deutschen Hochschule oder ein gleichwertiges
Studium an einer ausländischen Hochschule ab-
geschlossen haben,

2. seit mindestens zwei Jahren als mit der Trag-
werksplanung befasster Ingenieur eigenverant-
wortlich und unabhängig oder als hauptberufli-
cher Hochschullehrer tätig sind,

3. mindestens zehn Jahre mit der Aufstellung von
Standsicherheitsnachweisen, der technischen
Bauleitung oder mit vergleichbaren Tätigkeiten
betraut gewesen sind, wovon sie mindestens
fünf Jahre lang Standsicherheitsnachweise auf-
gestellt haben und mindestens ein Jahr lang mit
der technischen Bauleitung betraut gewesen
sein müssen; die Zeit einer technischen Baulei-
tung darf jedoch nur bis zu höchstens drei Jah-
ren angerechnet werden,

4. über die erforderlichen Kenntnisse der einschlä-
gigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften ver-
fügen,

5. durch ihre Leistungen als Ingenieure über-
durchschnittliche Fähigkeiten bewiesen haben
und

6. die für einen Prüfingenieur erforderlichen Fach-
kenntnisse und Erfahrungen besitzen.

Das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen
nach den Nummern 3 bis 6 ist durch eine Bescheini-
gung des Prüfungsausschusses (§ 11) nachzuweisen.

§ 11

Prüfungsausschuss

(1) Die oberste Bauaufsichtsbehörde bildet bei der
Anerkennungsbehörde einen Prüfungsausschuss.

(2) Der Prüfungsausschuss soll mindestens aus den
in Satz 3 genannten 6 Mitgliedern bestehen. Die obers-
te Bauaufsichtsbehörde beruft die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses sowie, soweit erforderlich, stellver-
tretende Mitglieder für den Verhinderungsfall. Dem
Prüfungsausschuss sollen angehören:

1. ein Hochschulprofessor für jede Fachrichtung,

2. ein Mitglied aus dem Bereich der Bauwirtschaft,

3. ein von der Vereinigung der Prüfingenieure vor-
geschlagenes Mitglied und

4. ein von der obersten Bauaufsichtsbehörde vor-
geschlagenes Mitglied.

Die Berufung erfolgt für fünf Jahre; Wiederberufun-
gen sind zulässig. Abweichend von Satz 4 endet die
Mitgliedschaft im Prüfungsausschuss 

1. wenn die Voraussetzungen für die Berufung
nach Satz 3 Nummer 1 oder 2 nicht mehr vorlie-
gen oder

2. mit der Vollendung des 68. Lebensjahrs;

der Abschluss eines eingeleiteten Prüfungsverfahrens
bleibt unberührt. Unbeschadet des Satzes 3 Nummer 4
ist die oberste Bauaufsichtsbehörde berechtigt, an den
Sitzungen und Beratungen des Prüfungsausschusses
ohne Stimmrecht teilzunehmen.

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind
unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Sie
sind zur Unparteilichkeit und Verschwiegenheit ver-
pflichtet. Sie sind ehrenamtlich tätig und haben An-
spruch auf eine angemessene Aufwandsentschädi-
gung sowie auf Ersatz der notwendigen Auslagen
einschließlich der Reisekosten.
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(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde bestimmt aus
der Mitte des Prüfungsausschusses ein vorsitzendes
und ein dieses vertretendes Mitglied. Der Prüfungs-
ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(5) Abweichend von Absatz 1 und 2 kann die ober-
ste Bauaufsichtsbehörde bestimmen, dass die Prüfung
bei einem Prüfungsausschuss abzulegen ist, der in ei-
nem anderen Land oder bei einer gemeinsamen Ein-
richtung von Ländern besteht.

§ 12

Prüfungsverfahren

(1) Die Anerkennungsbehörde leitet die Antrags-
unterlagen nach § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1, 2 und
6 dem Prüfungsausschuss zu. Der Prüfungsausschuss
bescheinigt gegenüber der Anerkennungsbehörde
das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen
nach § 10 Nummern 3 bis 6. Die Entscheidung ist zu
begründen.

(2) Der Bewerber hat seine Kenntnisse schriftlich
oder mündlich nachzuweisen. Der Bewerber kann bei
mündlichen Prüfungsleistungen verlangen, dass ihm
der Prüfungsausschuss die Gründe für die vorgenom-
mene Bewertung unmittelbar im Anschluss an die
Eröffnung des Ergebnisses mündlich darlegt. Die Ein-
wendungen gegen die Bewertung der Prüfungsleis-
tungen sind innerhalb von zwei Wochen nach Be-
kanntgabe der Bewertung gegenüber der Anerken-
nungsbehörde schriftlich zu begründen. Sie werden
dem Prüfungsausschuss zur Überprüfung seiner Be-
wertung zugeleitet. § 74 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2
der Verwaltungsgerichtsordnung bleibt unberührt.

(3) Ein Bewerber, der die Prüfung nach Absatz 2
nicht bestanden hat, kann sie zweimal wiederholen;
dies gilt auch, soweit die Prüfung in einem anderen
Land nicht bestanden worden ist. Die Prüfung ist im
gesamten Umfang zu wiederholen.

§ 13

Aufgabenerledigung

(1) Prüfingenieure für Standsicherheit dürfen bau-
aufsichtliche Prüfaufgaben nur wahrnehmen, für de-
ren Fachrichtung sie anerkannt sind. Sie sind auch be-
rechtigt, einzelne Bauteile mit höchstens durchschnitt-
lichem Schwierigkeitsgrad der anderen Fachrichtun-
gen zu prüfen. Gehören wichtige Teile einer baulichen
Anlage mit überdurchschnittlichem oder sehr hohem
Schwierigkeitsgrad zu Fachrichtungen, für die der
Prüfingenieur für Standsicherheit nicht anerkannt ist,
hat er unter seiner Federführung weitere, für diese
Fachrichtungen anerkannte Prüfingenieure für Stand-
sicherheit hinzuziehen, deren Ergebnisse der Über-
prüfung in den Prüfbericht aufzunehmen sind; der
Auftraggeber ist darüber zu unterrichten.

(1a)  Prüfingenieure dürfen Prüfaufträge nur anneh-
men, wenn sie unter Berücksichtigung des Umfangs
ihrer Prüftätigkeit und der Zeit, die sie benötigen, um
auf der Baustelle anwesend zu sein, die Überwachung
der ordnungsgemäßen Bauausführung nach § 80 Ab-
satz 2 Nummer 1 der Bremischen Landesbauordnung
sicherstellen können.

(2) Prüfingenieure für Standsicherheit können sich
als Hochschullehrer vorbehaltlich der dienstrechtli-

chen Regelungen auch hauptberuflicher Mitarbeiter
aus dem ihnen zugeordneten wissenschaftlichen Per-
sonal bedienen. Angehörige des Zusammenschlusses
nach § 4 Satz 2 Nummer 2 stehen angestellten Mitar-
beitern nach § 5 Absatz 1 Satz 3 gleich, sofern der Prüf-
ingenieur für Standsicherheit hinsichtlich ihrer Mit-
wirkung bei der Prüftätigkeit ein Weisungsrecht hat
und die Prüfung der Standsicherheitsnachweise am
Geschäftssitz des Prüfingenieurs, für den die Aner-
kennung als Prüfingenieur ausgesprochen worden ist,
erfolgt.

(3) Prüfingenieure für Standsicherheit prüfen die
Vollständigkeit und Richtigkeit der Standsicherheits-
nachweise. Die Prüfung ist entsprechend den von der
obersten Bauaufsichtsbehörde zu erlassenden Prüfan-
weisungen durchzuführen und das Ergebnis ist in ei-
nem Prüfbericht zu dokumentieren. Verfügt der Prüf-
ingenieur für Standsicherheit nicht über die zur Beur-
teilung der Gründung erforderliche Sachkunde oder
hat er Zweifel hinsichtlich der verwendeten Annah-
men oder der bodenmechanischen Kenngrößen, sind
von ihm im Einvernehmen mit dem Auftraggeber
Prüfsachverständige für Erd- und Grundbau einzu-
schalten.

(4) Prüfingenieure für Standsicherheit überwachen
die ordnungsgemäße Bauausführung hinsichtlich der
von ihnen geprüften Standsicherheitsnachweise. Die
Überwachung der ordnungsgemäßen Bauausführung
kann sich auf Stichproben beschränken.

(5) Die Prüfingenieure für Standsicherheit haben
ein Verzeichnis über die von ihnen ausgeführten
Prüfaufträge nach einem von der obersten Bauauf-
sichtsbehörde festgelegten Muster zu führen. Das Ver-
zeichnis ist jeweils für ein Kalenderjahr, spätestens am
31. März des folgenden Jahres, der Anerkennungs-
behörde vorzulegen.

Abschnitt 2
Prüfämter, Typenprüfung und Prüfung der Stand-

sicherheit Fliegender Bauten

§ 14

Prüfämter

(1) Prüfämter sind von der obersten Bauaufsichts-
behörde anerkannte Behörden, die bauaufsichtliche
Prüfaufgaben im Bereich der Standsicherheit wahr-
nehmen. Organisationen der Technischen Überwa-
chung können für den Bereich Fliegende Bauten als
Prüfamt anerkannt werden. Die Prüfämter unterste-
hen der Aufsicht der obersten Bauaufsichtsbehörde
oder der von ihr bestimmten Behörde.

(2) Die Prüfämter müssen mit geeigneten Ingenieu-
ren besetzt sein. Sie müssen von einem im Bauinge-
nieurwesen besonders vorgebildeten und erfahrenen
Beamten des höheren bautechnischen Verwaltungs-
dienstes oder einem vergleichbaren Angestellten ge-
leitet werden. Für Organisationen der Technischen
Überwachung kann die oberste Bauaufsichtsbehörde
Ausnahmen von den Anforderungen des Satzes 2 zu-
lassen.

(3) Anerkennungen anderer Länder gelten auch im
Land Bremen.



§ 15

Typenprüfung, Prüfung der Standsicherheit
Fliegender Bauten

(1) Sollen prüfpflichtige bauliche Anlagen oder
Teile von baulichen Anlagen (§ 66 Absatz 5 Bre-
mische Landesbauordnung) in gleicher Ausführung
an mehreren Stellen errichtet oder verwendet wer-
den, ohne dass deren Standsicherheit bauaufsicht-
lich geprüft ist, müssen die Standsicherheitsnach-
weise von einem Prüfamt geprüft sein (Typenprü-
fung).

(2) Die Geltungsdauer der Typenprüfung ist zu
befristen; sie soll nicht mehr als fünf Jahre betragen.
Sie kann auf schriftlichen Antrag um jeweils höch-
stens fünf Jahre verlängert werden.

(3) Die Nachweise der Standsicherheit Fliegender
Bauten müssen von Prüfämtern geprüft werden.

Teil 3

Prüfingenieure für Brandschutz

§ 16

Besondere Voraussetzungen

Als Prüfingenieure für Brandschutz werden nur Per-
sonen anerkannt, die

1. als Angehörige der Fachrichtung Architektur,
Hochbau, Bauingenieurwesen oder eines 
Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz
ein Studium an einer deutschen Hochschule,
ein gleichwertiges Studium an einer ausländi-
schen Hochschule oder die Ausbildung für
mindestens den gehobenen feuerwehrtechni-
schen Dienst abgeschlossen haben,

2. danach mindestens fünf Jahre Erfahrung in der
brandschutztechnischen Planung und Aus-
führung von Gebäuden, insbesondere von Son-
derbauten unterschiedlicher Art mit höherem
brandschutztechnischen Schwierigkeitsgrad,
oder deren Prüfung,

3. die erforderlichen Kenntnisse im Bereich des
abwehrenden Brandschutzes,

4. die erforderlichen Kenntnisse des Brandverhal-
tens von Bauprodukten und Bauarten,

5. die erforderlichen Kenntnisse im Bereich des
anlagentechnischen Brandschutzes und

6. die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen
bauordnungsrechtlichen Vorschriften besitzen.

Das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen
nach den Nummern 2 bis 6 ist durch eine Bescheini-
gung des Prüfungsausschusses (§ 17) nachzuwei-
sen.

§ 17

Prüfungsausschuss 

(1) Der Prüfungsausschuss soll mindestens aus den
in Satz 3 genannten 6 Mitgliedern bestehen. Dem Prü-
fungsausschuss sollen angehören:

1. ein von der Architektenkammer vorgeschla-
genes Mitglied,

2. ein von der Ingenieurkammer vorgeschlagenes
Mitglied,

3. ein von der obersten Bauaufsichtsbehörde vor-
geschlagenes Mitglied,

4. ein von den Berufsfeuerwehren vorgeschla-
genes Mitglied,

5. ein Mitglied aus dem Bereich der Sachversiche-
rer und

6. ein Mitglied aus dem Bereich der Forschung
und Prüfung auf dem Gebiet des Brandverhal-
tens von Bauprodukten und Bauarten.

(2) § 11 Absatz 1, Absatz 2 Satz 2, 4 bis 6, Absatz 3
bis 5 gilt entsprechend.

§ 18

Prüfungsverfahren

(1) Die Anerkennungsbehörde leitet die Antrags-
unterlagen nach § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 2 und
6 dem Prüfungsausschuss zu. Der Prüfungsausschuss
bescheinigt gegenüber der Anerkennungsbehörde
das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen
nach § 16 Nummern 2 bis 6.

(2) § 12 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 und 3 gilt ent-
sprechend.

§ 19

Aufgabenerledigung

(1) Prüfingenieure für Brandschutz prüfen die
Vollständigkeit und Richtigkeit der Brandschutz-
nachweise unter Beachtung der Leistungsfähigkeit
der örtlichen Feuerwehr; sie haben die zuständige
Berufsfeuerwehr zu beteiligen und nachfolgend dar-
über zu informieren, ob die Brandschutznachweise
in Würdigung der Anforderungen der Berufsfeuer-
wehr geändert worden sind. Prüfingenieure für
Brandschutz überwachen die ordnungsgemäße Bau-
ausführung hinsichtlich der von ihnen geprüften
Brandschutznachweise.

(2) § 13 Absatz 1a, 2, 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 2 und
Absatz 5 gilt entsprechend.

Teil 4
Prüfsachverständige für die Prüfung

sicherheitstechnischer Anlagen

§ 20

Besondere Voraussetzungen

(1) Als Prüfsachverständige für die Prüfung 
sicherheitstechnischer Anlagen im Sinne von § 1
Satz 1, § 2 Absatz 1 der Bremischen Verordnung
über die Prüfung von sicherheitstechnischen Anla-
gen nach Bauordnungsrecht (Bremische Anlagen-
prüfverordnung) werden nur Personen anerkannt,
die

1. ein Ingenieurstudium an einer deutschen Hoch-
schule oder ein gleichwertiges Studium an einer
ausländischen Hochschule abgeschlossen ha-
ben,
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2. den Nachweis ihrer besonderen Sachkunde in
der Fachrichtung im Sinne von § 21, auf die sich
ihre Prüftätigkeit beziehen soll, durch ein Fach-
gutachten einer von der obersten Bauaufsichts-
behörde bestimmten Stelle erbracht haben,

3. als Ingenieure mindestens fünf Jahre in der
Fachrichtung, in der die Prüftätigkeit ausgeübt
werden soll, praktisch tätig gewesen sind und
dabei mindestens zwei Jahre bei Prüfungen mit-
gewirkt haben.

(2) Abweichend von § 4 Satz 1 Nummer 3 müssen
Prüfsachverständige für die Prüfung sicherheitstech-
nischer Anlagen nicht eigenverantwortlich tätig sein,
wenn sie Beschäftigte eines Unternehmens oder einer
Organisation sind, deren Zweck in der Durchführung
vergleichbarer Prüfungen besteht und deren Beschäf-
tigte für die Prüftätigkeit nach Absatz 1 keiner fachli-
chen Weisung unterliegen.

(3) Bedienstete einer öffentlichen Verwaltung mit
den für die Ausübung der Tätigkeit als Prüfsachver-
ständige erforderlichen Kenntnissen und Erfahrungen
für sicherheitstechnische Anlagen gelten im Zustän-
digkeitsbereich dieser Verwaltung als Prüfsachver-
ständige nach Absatz 1. Sie werden in der Liste nach 
§ 6 Absatz 3 nicht geführt.

§ 21

Fachrichtungen

Prüfsachverständige für die Prüfung sicherheits-
technischer Anlagen können für folgende Fachrich-
tungen anerkannt werden:

1. Lüftungsanlagen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Bre-
mische Anlagenprüfverordnung),

2. CO-Warnanlagen (§ 2 Absatz 1 Nummer 2 Bre-
mische Anlagenprüfverordnung),

3. Rauch- und Wärmeabzugsanlagen (§ 2 Absatz 1
Nummer 3 Bremische Anlagenprüfverordnung),

4. Feuerlöschanlagen (§ 2 Absatz 1 Nummer 4 und 5
Bremische Anlagenprüfverordnung),

5. Brandmelde- und Alarmierungsanlagen (§ 2 Ab-
satz 1 Nummer 6 Bremische Anlagenprüfver-
ordnung),

6. Sicherheitsstromversorgungen (§ 2 Absatz 1
Nummer 7 Bremische Anlagenprüfverordnung).

Die Anerkennung nach Satz 1 Nummer 1 kann auf
Lüftungsanlagen für Mittel- und Großgaragen im Sin-
ne der Bremischen Garagenverordnung beschränkt
werden.

§ 22

Aufgabenerledigung

Die Prüfsachverständigen für die Prüfung sicher-
heitstechnischer Anlagen bescheinigen die Überein-
stimmung der sicherheitstechnischen Anlagen mit
den öffentlich-rechtlichen Anforderungen im Sinne
von §§ 1 und 2 der Bremischen Verordnung über die
Prüfung von sicherheitstechnischen Anlagen nach
Bauordnungsrecht. Werden festgestellte Mängel

nicht in der von den Prüfsachverständigen festge-
legten Frist beseitigt, haben sie die Bauaufsichts-
behörde zu unterrichten.

Teil 5

Prüfsachverständige für Erd- und Grundbau

§ 23

Besondere Voraussetzungen

(1) Als Prüfsachverständige für Erd- und Grundbau
werden nur Personen anerkannt, die

1. als Angehörige der Fachrichtung Bauingenieur-
wesen, der Geotechnik oder eines Studiengangs
mit Schwerpunkt Ingenieurgeologie ein Studi-
um an einer deutschen Hochschule oder ein
gleichwertiges Studium an einer ausländischen
Hochschule abgeschlossen haben,

2. neun Jahre im Bauwesen tätig, davon mindes-
tens drei Jahre im Erd- und Grundbau mit der
Anfertigung oder Beurteilung von Standsicher-
heitsnachweisen betraut gewesen sind,

3. über vertiefte Kenntnisse und Erfahrungen im
Erd- und Grundbau verfügen,

4. weder selbst, noch ihre Mitarbeiter, noch An-
gehörige des Zusammenschlusses nach § 4 
Satz 2 Nummer 2 an einem Unternehmen der
Bauwirtschaft oder an einem Bohrunternehmen
beteiligt sind.

Der Nachweis der Anerkennungsvoraussetzungen
nach Satz 1 Nummer 3 ist durch ein Fachgutachten ei-
nes bei der Bundesingenieurkammer gebildeten Bei-
rats zu erbringen. Über das Vorliegen der Zulassungs-
voraussetzung nach Satz 1 Nummer 4 hat der Bewer-
ber eine besondere Erklärung abzugeben.

(2) Abweichend von § 4 Satz 1 Nummer 3 müssen
Prüfsachverständige für Erd- und Grundbau nicht ei-
genverantwortlich tätig sein, wenn sie in fachlicher
Hinsicht für ihre Tätigkeit allein verantwortlich sind
und Weisungen nicht unterliegen.

§ 24

Verfahren

Dem Beirat ist ein Verzeichnis aller innerhalb 
eines Zeitraums von zwei Jahren vor Antragstellung
erstellten Baugrundgutachten vorzulegen, von 
denen mindestens zehn Gutachten, wovon zwei 
wiederum gesondert vorzulegen sind, die Bewälti-
gung überdurchschnittlicher Aufgaben zeigen 
müssen. Der Beirat erstellt ein Fachgutachten über die
Anerkennungsvoraussetzungen nach § 23 Absatz 1
Satz 1 Nummer 3. § 12 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3
gilt entsprechend.

§ 25

Aufgabenerledigung

Prüfsachverständige für Erd- und Grundbau be-
scheinigen die Vollständigkeit und Richtigkeit der An-
gaben über den Baugrund hinsichtlich Stoffbestand,
Struktur und geologischer Einflüsse, dessen Trag-
fähigkeit und die getroffenen Annahmen zur Grün-
dung oder Einbettung der baulichen Anlage. § 13 Ab-
satz 2 gilt entsprechend.



Teil 6
Vergütung

Abschnitt 1
Vergütung für die Prüfingenieure

für Standsicherheit

§ 26

Allgemeines

(1) Die Prüfingenieure für Standsicherheit erhalten
für ihre Leistungen eine Vergütung. Die Vergütung
besteht aus der Gebühr sowie den notwendigen Aus-
lagen.

(2) Die Gebühr richtet sich nach den anrechenba-
ren Bauwerten (§ 27 Absatz 1 und 2) und der Bau-
werksklasse (§ 27 Absatz 4), soweit die Leistungen
nicht nach dem Zeitaufwand (§ 29 Absatz 5) zu vergü-
ten sind. Der zeitliche Prüfaufwand ist für jeden Auf-
trag festzuhalten.

(3) Wird die Prüfung aus Gründen abgebrochen,
die vom Prüfingenieur für Standsicherheit nicht zu
vertreten sind, so wird die Prüfung entsprechend der
anteilig erbrachten Leistung vergütet.

(4) Schuldner der Vergütung ist, wer die Prüfung in
Auftrag gegeben hat. Die Bauaufsichtsbehörde kann
zulassen, dass der Prüfingenieur die Gebühr unmittel-
bar bei dem Bauherrn erhebt.

(5) Ein Nachlass auf die Gebühr ist unzulässig. § 29
bleibt unberührt.

(6) Sofern die Bauaufsichtsbehörde die Standsi-
cherheitsnachweise prüft, erhält sie für ihre Prüf- und
Überwachungsaufgaben eine Gebühr nach Maßgabe
der §§ 26 bis 29.

§ 27

Anrechenbare Bauwerte und Bauwerksklassen

(1) Für die in der Anlage 1 aufgeführten baulichen
Anlagen sind die anrechenbaren Bauwerte aus dem
Brutto-Rauminhalt der baulichen Anlage, vervielfäl-
tigt mit dem jeweils angegebenen Wert je Kubikmeter
Brutto-Rauminhalt, zu berechnen. Die anrechenbaren
Bauwerte der Anlage 1 basieren auf der Indexzahl
1,000 für das Jahr 2000. Für die folgenden Jahre sind
die dort angegebenen anrechenbaren Bauwerte jähr-
lich mit einer Indexzahl, die sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der vom Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichten Preisindizes für den Neubau von Wohnge-
bäuden, Bürogebäuden und gewerblichen Betriebsge-
bäuden ohne Umsatzsteuer errechnet, zu vervielfälti-
gen. Die oberste Bauaufsichtsbehörde gibt jeweils die
Indexzahl und die fortgeschriebenen anrechenbaren
Bauwerte bekannt.

(2) Für die nicht in der Anlage 1 aufgeführten bau-
lichen Anlagen sind die anrechenbaren Bauwerte die
Kosten nach § 48 Absatz 1 bis 3 der Honorarordnung
für Architekten und Ingenieure (HOAI) vom 11. Au-
gust 2009 (BGBl. S. 2732). Zu den anrechenbaren Bau-
werten zählen auch die nicht in den Kosten nach Satz 1
enthaltenen Kosten für Bauteile, für die ein Standsi-
cherheitsnachweis geprüft werden muss, ausgenom-
men die Kosten für Außenwandbekleidungen und für
Fassaden. Bei Umbauten sind auch die Kosten für Ab-
brucharbeiten anrechenbar. Nicht anrechenbar sind

die auf die Kosten nach den Sätzen 1 bis 3 entfallende
Umsatzsteuer und die in § 48 Absatz 4 der Honorar-
ordnung für Architekten und Ingenieure in der nach
Satz 1 geltenden Fassung genannten Kosten. Bei der
Ermittlung der anrechenbaren Bauwerte ist von den
Kosten der Kostenberechnung auszugehen, die
ortsüblich im Zeitpunkt der Auftragserteilung für die
Herstellung der baulichen Anlagen erforderlich sind.
Einsparungen durch Eigenleistungen oder Vergünsti-
gungen sind nicht zu berücksichtigen.

(3) Die anrechenbaren Bauwerte sind jeweils auf
volle eintausend Euro aufzurunden.

(4) Die zu prüfenden baulichen Anlagen werden
entsprechend ihrem statischen und konstruktiven
Schwierigkeitsgrad in fünf Bauwerksklassen nach An-
lage 2 eingeteilt. Besteht eine bauliche Anlage aus
Bauteilen mit unterschiedlichem Schwierigkeitsgrad,
so ist sie entsprechend dem überwiegenden Leis-
tungsumfang einzustufen.

(5) Mit dem Prüfauftrag teilt die untere Bauauf-
sichtsbehörde dem Prüfingenieur die anrechenbaren
Bauwerte, die für die Gebührenberechnung anzuwen-
dende Bauwerksklasse und etwaige Zuschläge mit.

§ 28

Berechnungsart der Vergütung

(1) Die Grundgebühr errechnet sich in Abhängig-
keit von den anrechenbaren Bauwerten (§ 27 Absatz 1
und 2) und der Bauwerksklasse (§ 27 Absatz 4). Die
volle Grundgebühr für die Prüfung bautechnischer
Nachweise errechnet sich aus dem mit 0,8 potenzier-
ten Tausendstel des jeweiligen anrechenbaren Bau-
wertes, vervielfältigt mit dem für die jeweilige Bau-
werksklasse angegebenen Faktor FBWK nach der For-
mel

Grundgebühr = FBWK x (anrechenbarer Bauwert/1000)0,8.

Bauwerksklasse 1 2 3 4 5

FBWK 16,0 23,0 31,0 39,0 49,0

Die Grundgebühr ist auf volle Euro zu runden.  

(2) Umfasst ein Prüfauftrag mehrere in statisch-
konstruktiver Hinsicht unterschiedliche bauliche An-
lagen, so ist die Gebühr für jede einzelne bauliche An-
lage getrennt zu ermitteln. Gehören bauliche Anlagen
jedoch der gleichen Bauwerksklasse an, so sind, wenn
sie auch im Übrigen in statisch-konstruktiver Hinsicht
weitgehend vergleichbar sind und die Bauvorlagen
gleichzeitig zur Prüfung vorgelegt werden, die anre-
chenbaren Bauwerte dieser baulichen Anlagen zu-
sammenzufassen; die Gebühr ist danach wie für eine
einzige bauliche Anlage zu ermitteln. Absätze 3 und 4
bleiben unberührt.

(3) Umfasst ein Prüfauftrag mehrere bauliche Anla-
gen mit gleichen Standsicherheitsnachweisen ein-
schließlich gleichen Nachweisen der Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden Bauteile, so ermäßigt
sich die Gebühr nach § 29 Absatz 1 Nummer 1 bis 4,
sowie nach Absatz 2 für die zweite und jede weitere
bauliche Anlage auf ein Zehntel.
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(4) Besteht eine bauliche Anlage aus gleichartigen
durch Dehnfugen unterteilten Abschnitten, für welche
zumindest derselbe rechnerische Standsicherheits-
nachweis und dieselben Nachweise der Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden Bauteile gelten sollen,
so ermäßigt sich die Gebühr nach § 29 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 4 für den zweiten und jeden weiteren gleich-
artigen Abschnitt auf die Hälfte. Das gilt nicht, wenn
nur Deckenfelder, Stützenzüge oder Binder in einer
baulichen Anlage gleich sind.

(5) Traggerüste und Baugruben, für deren Siche-
rung Standsicherheitsnachweise zu prüfen sind, gel-
ten als gesonderte bauliche Anlagen.

(6) Fahrtkosten für notwendige Reisen, die über
den Umkreis von 15 km vom Geschäftssitz des Prüfin-
genieurs für Standsicherheit hinausgehen, können in
Höhe der steuerlich zulässigen Pauschalsätze in An-
satz gebracht werden. Fahrt- und Wartezeiten sind
nach dem Zeitaufwand (§ 29 Absatz 5) zu ersetzen.
Sonstige Auslagen werden nur erstattet, wenn dies bei
Auftragserteilung schriftlich vereinbart worden ist.

§ 29

Höhe der Gebühren

(1) Der Prüfingenieur für Standsicherheit erhält

1. für die Prüfung der rechnerischen Nachweise
der Standsicherheit die Grundgebühr nach § 28
Absatz 1,

2. für die Prüfung der zugehörigen Konstruktions-
zeichnungen in statisch-konstruktiver Hinsicht
je nach Bearbeitungsaufwand bis zu drei Viertel
der Gebühr nach Nummer 1,

3. für die Prüfung von Elementplänen des Fertig-
teilbaues sowie Werkstattzeichnungen des Me-
tall- und Ingenieurholzbaues je nach dem zu-
sätzlichen Aufwand einen Zuschlag zur Gebühr
nach Nummer 2 bis zur Hälfte der Gebühr nach
Nummer 1,

4. für die Prüfung,

4.1 des Nachweises der Feuerwiderstandsfähigkeit
der tragenden Bauteile ein Zwanzigstel der Ge-
bühr nach Nummer 1, höchstens jedoch ein
Zwanzigstel der sich aus der Bauwerksklasse 3
ergebenden Gebühr nach Nummer 1,

4.2 der Konstruktionszeichnungen auf Übereinstim-
mung mit dem Nachweis oder auf Einhaltung
weiterer Forderungen nach der Liste der Techni-
schen Baubestimmungen, falls eine Feuerwider-
standsfähigkeit höher als feuerhemmend zu
berücksichtigen ist, ein Zehntel der Gebühr
nach Nummer 1, höchstens jedoch je ein Zehn-
tel der sich aus der Bauwerksklasse 3 ergeben-
den Gebühr nach Nummer 1,

5. für die Prüfung von Nachträgen zu den Nach-
weisen infolge von Änderungen oder Fehlern
eine Gebühr je nach dem zusätzlichen Auf-
wand, in der Regel eine Gebühr nach den Num-
mern 1, 2 oder 3, vervielfacht mit dem Verhältnis
des Umfangs der Nachträge zum ursprüngli-
chen Umfang, höchstens jedoch jeweils die Ge-
bühren nach den Nummern 1, 2 oder 3,

6. für die Prüfung einer Lastvorberechnung zu-
sätzlich ein Viertel der Gebühr nach Nummer 1.

(2) Für die Prüfung von Standsicherheitsnachwei-
sen bei Nutzungsänderungen, Umbauten und Auf-
stockungen kann je nach dem zusätzlichen Aufwand
ein Zuschlag bis zur Hälfte der Gebühr nach Absatz 1
Nummer 1 und 2 vergütet werden.

(3) Werden Teile des rechnerischen Nachweises der
Standsicherheit in größeren Zeitabständen vorgelegt
und wird dadurch der Prüfaufwand erheblich erhöht,
kann ein Zuschlag bis zur Hälfte der Gebühr nach Ab-
satz 1 Nummer 1 vergütet werden.

(4) In besonderen Fällen können, wenn die Ge-
bühren nach den Absätzen 1 bis 3 in einem groben
Missverhältnis zum Aufwand für die Leistung stehen,
abweichend davon höhere oder niedrigere Gebühren
berechnet werden, die den besonderen Schwierig-
keitsgrad oder den veränderten Umfang einer Leis-
tung berücksichtigen.

(5) Nach Zeitaufwand werden vergütet

1. Leistungen, die durch anrechenbare Bauwerte
nicht zu erfassende bauliche Anlagen oder Bau-
teile zum Gegenstand haben oder bei denen die
über die anrechenbaren Bauwerte nach § 27 Ab-
satz 1 und 2 ermittelten Gebühren in einem gro-
ben Missverhältnis zum Aufwand stehen,

2. die Prüfung von Nachweisen der Standsicher-
heit von Außenwandbekleidungen und Fassa-
den, für die ein Standsicherheitsnachweis ge-
führt werden muss,

3. die Prüfung von besonderen rechnerischen
Nachweisen für die Feuerwiderstandsfähigkeit
der tragenden Bauteile,

4. die Prüfung von zusätzlichen Nachweisen wie
Erdbebenschutz, Militärlastklassen, Bergschä-
densicherung und Bauzustände,

5. die Überwachung von Baumaßnahmen in sta-
tisch-konstruktiver Hinsicht; die Gebühr darf je-
doch höchstens die Hälfte der Gebühr nach 
Absatz 1 Nummer 1 betragen,

6. sonstige Leistungen, die in den Nummern 1 bis 5
und in den Absätzen 1 bis 4 nicht aufgeführt
sind.

Bei der Berechnung der Gebühr und des Honorars ist
die Zeit anzusetzen, die üblicherweise von einer ent-
sprechend ausgebildeten Fachkraft benötigt wird. Für
jede Arbeitsstunde wird ein Betrag von 1,70 Prozent
des Monatsgrundgehalts eines Landesbeamten in der
Endstufe Besoldungsgruppe A 15 berechnet. Der Be-
trag ist auf volle Euro aufzurunden. Die oberste Bau-
aufsichtsbehörde gibt den jeweils der Gebührenbe-
rechnung zugrunde zu legenden Stundensatz be-
kannt. In dem Stundensatz ist die Umsatzsteuer ent-
halten.

(6) Als Mindestgebühr für eine Prüfung wird der
zweifache Stundensatz nach Absatz 5 vergütet.

§ 30

Vergütung der Prüfämter

(1) Die Prüfämter erhalten eine Vergütung nach
Maßgabe der §§ 26 bis 29 sowie nach den folgenden
Vorschriften.



(2) Für die Typenprüfung (§ 15) einschließlich der
Prüfung von Bemessungstabellen ist das Zweifache
der nach dem Zeitaufwand ermittelten Gebühr zu er-
heben.

(3) Für die Verlängerung der Geltungsdauer von
Typenprüfungen ist das Zweifache der nach dem Zeit-
aufwand ermittelten Gebühr zu erheben.

(4) Die Prüfung der Standsicherheit von Fliegenden
Bauten wird nach dem Zeitaufwand vergütet.

§ 31

Umsatzsteuer, Fälligkeit

(1) Mit der Gebühr für den Prüfingenieur für Stand-
sicherheit ist die Umsatzsteuer abgegolten. 

(2) Die Gebühr wird mit Eingang der Rechnung fäl-
lig. Bis zur Schlussabrechnung kann eine Berichti-
gung der anrechenbaren Bauwerte, der Bauwerks-
klasse und der Zuschläge verlangt oder ein besonde-
rer Fall (§ 29 Absatz 4) geltend gemacht werden.

Abschnitt 2
Vergütung für die Prüfingenieure für Brandschutz

§ 32

Vergütung für die Prüfingenieure für Brandschutz

Der Prüfingenieur für Brandschutz erhält

1. für die Prüfung der Brandschutznachweise die
Grundgebühr in Höhe von 50 Prozent der nach 
§ 28 Absatz 1 für die Bauwerksklasse 1 errech-
neten Gebühr, mindestens 350,– Euro.

2. für die Prüfung von Nachträgen zu den Nach-
weisen nach Nummer 1 eine Gebühr nach Zeit-
aufwand, höchstens je Bauvorhaben 100 Prozent
der Gebühr nach Nummer 1,

3. für die Überwachung der Bauausführung eine
Gebühr nach Zeitaufwand, höchstens je Bauvor-
haben 100 Prozent der Gebühr nach Nummer 1;
Ermäßigungen und Erhöhungen bleiben hierbei
unberücksichtigt.

§ 26, § 27 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Satz 4 bis 6,
Absatz 3 und 5, § 28 Absatz 1, 3 und 6, § 29 Absatz 2
und 4, Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und 6 und Satz 2 bis
6 und Absatz 6 sowie § 31 gelten entsprechend.

Abschnitt 3
Vergütung für die Prüfsachverständigen für die

Prüfung sicherheitstechnischer Anlagen 

§ 33

Vergütung für die Prüfsachverständigen für die
Prüfung sicherheitstechnischer Anlagen 

Die Prüfsachverständigen für die Prüfung sicher-
heitstechnischer Anlagen erhalten für ihre Tätigkeit
ein Honorar und die notwendigen Auslagen. Das Ho-
norar wird nach dem Zeitaufwand abgerechnet. Die in
seinem Honorar enthaltene Umsatzsteuer ist in seiner
Rechnung gesondert auszuweisen, sofern sie nicht
nach § 19 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes unerho-
ben bleibt. § 26 Absatz 5, § 28 Absatz 6, § 29 Absatz 5
Satz 2 bis 6 und Absatz 6, § 31 Absatz 2 Satz 1 sowie 
§ 35 Absatz 2 gelten entsprechend.

Abschnitt 4
Vergütung für die Prüfsachverständigen

für Erd- und Grundbau

§ 34

Vergütung für die Prüfsachverständigen
für Erd- und Grundbau

Die Prüfsachverständigen für Erd- und Grundbau
erhalten für ihre Tätigkeit ein Honorar und die not-
wendigen Auslagen. Das Honorar wird nach dem Zeit-
aufwand abgerechnet. § 26 Absatz 5, § 28 Absatz 6, 
§ 29 Absatz 5 Sätze 2 bis 6 und Absatz 6, § 31 Absatz 2
Satz 1, § 33 Satz 3 sowie § 35 Absatz 2 gelten entspre-
chend.

Teil 7
Ordnungswidrigkeiten

§ 35

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Absatz 1 Num-
mer 1 der Bremischen Landesbauordnung handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 8 die Bezeichnung Prüfingenieur
oder Prüfsachverständiger führt,

2. entgegen § 22 oder 25 ohne Prüfsachverständi-
ger zu sein, Bescheinigungen ausstellt, die nach
Vorschriften der Bremischen Landesbauord-
nung oder aufgrund der Bremischen Landes-
bauordnung nur von einem Prüfsachverständi-
gen ausgestellt werden dürfen,

3. entgegen § 26 Absatz 5 einen Nachlass auf das
Honorar gewährt.

Teil 8
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 36

Übergangsvorschriften

(1) Der nach § 5 Absatz 1 des bisherigen Rechts der
Verordnung über die bautechnische Prüfung bauli-
cher Anlagen (bautechnische Prüfungsverordnung -
BauPrüfVO) vom 10. Juni 1983 (Brem.GBl. S. 393 –
2130-h-1), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 21. November 2006 (Brem.GBl. S.457) geändert
worden ist, gebildete Beirat gilt bis zum 31. Dezember
2012 als Prüfungsausschuss nach § 11 dieser Verord-
nung; Berufungen in den Beirat gelten als Berufungen
im Sinne von § 11 Absatz 2.

(2) Anerkennungen von Prüfingenieuren für Bau-
statik auf Grund des bisherigen Rechts gelten als An-
erkennung im Sinne von § 10 dieser Verordnung.

(3) Anerkennungsverfahren, die vor dem 1. Januar
2011 eingeleitet worden sind, sind nach den Vorschrif-
ten des bisherigen Rechts weiterzuführen. Die Vor-
schriften dieser Verordnung sind jedoch dann anzu-
wenden, wenn sie eine günstigere Regelung enthalten
als das bisherige Recht. Die Anerkennung erfolgt un-
ter der Bezeichnung nach § 1 Satz 2 Nummer 1.

(4) Die Vergütung für Prüfaufträge die vor dem 
1. Januar 2011 erteilt worden sind, bemisst sich nach
den Vorschriften der Kostenverordnung Bau vom 
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3. September 2002 (Brem.GBl. S. 463) in der am 
31. Dezember 2010 geltenden Fassung, wenn sie für
den Gebührenschuldner günstiger sind.

(5) Personen, die nach der Verordnung über die Or-
ganisation der technischen Überwachung vom 28. No-
vember 1961 (SaBremR 7100 c-4) als Sachverständige
anerkannt waren und als Mitarbeiter einer Techni-
schen Überwachungsorganisation nach Entfall ihrer
gewerberechtlichen Sachverständigenanerkennung
auf der Grundlage des § 26 Absatz 7 der Bremischen
Verordnung über Garagen und Stellplätze (BremGa-
VO) vom 10. November 1980 (Brem.GBl. S. 281 –
2130-d-13), die durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. November 2006 (Brem.GBl. S. 457) geändert wor-
den ist, durch die oberste Bauaufsichtsbehörde als
Sachverständige bestätigt worden sind, gelten für die
Fachrichtungen nach § 21 Satz 1 Nummern 1 und 2 so-
wie 4 bis 6 für die Tätigkeit innerhalb einer Überwa-
chungsorganisation als Prüfsachverständige nach § 20
Absatz 1, sofern die Prüfsachverständigen ihren Ge-
schäftssitz im Land Bremen haben.

§ 37

Aufhebung von Vorschriften

Die Verordnung über die bautechnische Prüfung
baulicher Anlagen (bautechnische Prüfungsverord-
nung – BauPrüfVO) vom 10. Juni 1983 (Brem.GBl. 
S. 393 – 2130-h-1), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 21. November 2006 (Brem.GBl. 
S. 457) geändert worden ist, wird aufgehoben.

§ 38

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2015
außer Kraft.

Bremen, den 16. Dezember 2010

Der Senator für Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa
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Anlage 2
(zu § 27 Absatz 4 BremPPV)

Bauwerksklassen

Bauwerksklasse 1

Tragwerke mit sehr geringem Schwierigkeitsgrad, ins-
besondere einfache statisch bestimmte ebene Trag-
werke aus Holz, Stahl, Stein oder unbewehrtem Beton
mit vorwiegend ruhenden Lasten, ohne Nachweis ho-
rizontaler Aussteifung;

Bauwerksklasse 2

Tragwerke mit geringem Schwierigkeitsgrad, insbe-
sondere statisch bestimmte ebene Tragwerke in ge-
bräuchlichen Bauarten ohne vorgespannte Konstruk-
tionen und Verbundkonstruktionen mit vorwiegend
ruhenden Lasten,

– einfache Dach- und Fachwerkbinder,

– Kehlbalkendächer,

– Deckenkonstruktionen mit vorwiegend ruhenden
Flächenlasten, die nach gebräuchlichen Tabellen
berechnet werden können,

– Mauerwerksbauten mit bis zur Gründung durch-
gehenden tragenden Wänden ohne Nachweis der
horizontalen Aussteifung des Gebäudes,

– Stützwände einfacher Art,

– Flachgründungen einfacher Art (Einzel- und Strei-
fenfundamente);

Bauwerksklasse 3

Tragwerke mit durchschnittlichem Schwierigkeits-
grad, insbesondere schwierige statisch bestimmte und
statisch unbestimmte ebene Tragwerke in gebräuchli-
chen Bauarten ohne vorgespannte Konstruktionen
und ohne schwierige Stabilitätsuntersuchungen,

– einfache Verbundkonstruktionen des Hochbaus
ohne Berücksichtigung des Einflusses von Krie-
chen und Schwinden,

– Tragwerke für Gebäude mit Abfangung von tra-
genden beziehungsweise aussteifenden Wänden,

– Tragwerke für Rahmen- und Skelettbauten, bei
denen die Stabilität der einzelnen Bauteile mit Hil-
fe von einfachen Formeln oder Tabellen nachge-
wiesen werden kann,

– Behälter einfacher Konstruktion,

– Schornsteine ohne Schwingungsberechnung,

– Maste mit einfachen Abspannungen, bei denen
der Seildurchhang vernachlässigt werden kann,

– ein- und zweiachsig gespannte mehrfeldrige
Decken unter ruhenden Lasten, soweit sie nicht
der Bauwerksklasse 2 zuzuordnen sind,

– Flächengründungen einfacher Art,

– Stützwände ohne Rückverankerung bei schwieri-
gen Baugrund- und Belastungsverhältnissen und
einfach verankerte Stützwände,

– ebene Pfahlrostgründungen;

Bauwerksklasse 4

Tragwerke mit überdurchschnittlichem Schwierig-
keitsgrad, insbesondere statisch und konstruktiv

schwierige Tragwerke in gebräuchlichen Bauarten
und Tragwerke, für deren Standsicherheits- und Festig-
keitsnachweis schwierig zu ermittelnde Einflüsse zu
berücksichtigen sind

– statisch bestimmte räumliche Fachwerke,

– weitgespannte Hallentragwerke in Ingenieurholz-
baukonstruktion,

– mehrgeschossige Bauwerke mit unregelmäßiger
Grundrissgestaltung und wiederholt im Grundriss
verspringenden Aussteifungselementen, bei deren
Schnittgrößenermittlung die Formänderungen zu
berücksichtigen sind,

– Bauwerke, bei denen Aussteifung und Stabilität
durch Zusammenwirken von Fertigteilen sicher-
gestellt und nachgewiesen werden muss,

– unregelmäßige mehrgeschossige Rahmentragwer-
ke und Skelettbauten, Kesselgerüste,

– einfache Trägerroste und einfache orthotrope Plat-
ten,

– Hallentragwerke mit Kranbahnen,

– vorgespannte Fertigteile,

– Tragwerke für schwierige Rahmen- und Skelett-
bauten sowie turmartige Bauten, bei denen der
Nachweis der Stabilität und Aussteifung die An-
wendung besonderer Berechnungsverfahren er-
fordert,

– einfache Faltwerke nach der Balkentheorie,

– statisch bestimmte und einfache statisch unbe-
stimmte Tragwerke, deren Schnittkraftermittlung
nach Theorie II. Ordnung erfolgen muss,

– statisch bestimmte und statisch unbestimmte Trag-
werke des Hochbaues unter Einwirkung von Vor-
spannung, soweit sie nicht der Bauwerksklasse 5
zuzuordnen sind,

– Verbundkonstruktionen, soweit sie nicht den Bau-
werksklassen 3 oder 5 zuzuordnen sind,

– einfache Tragwerke nach dem Traglastverfahren,

– einfache Rotationsschalen,

– Tankbauwerke aus Stahl mit einfachen Stabilitäts-
nachweisen,

– Behälter und Silos schwieriger Konstruktion, auch
in Gruppenbauweise,

– Maste, Schornsteine, Maschinenfundamente mit
einfachen Schwingungsuntersuchungen,

– schwierige Abspannungen von Einzelmasten oder
Mastgruppen,

– Seilbahnkonstruktionen,

– schwierige verankerte Stützwände, schwierige
statisch unbestimmte Flächengründungen,
schwierige ebene oder räumliche Pfahlgründun-
gen, besondere Gründungsverfahren, Unterfah-
rungen;

Bauwerksklasse 5

Tragwerke mit sehr hohem Schwierigkeitsgrad, insbe-
sondere statisch und konstruktiv ungewöhnlich
schwierige Tragwerke und schwierige Tragwerke in
neuen Bauarten,
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– räumliche Stabtragwerke,

– statisch unbestimmte räumliche Fachwerke,

– Faltwerke, Schalentragwerke, soweit sie nicht der
Bauwerksklasse 4 zuzuordnen sind,

– statisch unbestimmte Tragwerke, die Schnittkraft-
ermittlungen nach Theorie II. Ordnung unter
Berücksichtigung des nichtlinearen Werkstoffver-
haltens erfordern,

– Tragwerke mit Standsicherheitsnachweisen, die
nur unter Zuhilfenahme modellstatischer Untersu-
chungen beurteilt werden können,

– Tragwerke mit Schwingungsuntersuchungen, so-
weit sie nicht der Bauwerksklasse 4 zuzuordnen
sind,

– seilverspannte Zeltdachkonstruktionen und Trag-
lufthallen bei Behandlung nach der Membran-
theorie,

– mit Hochhäusern vergleichbar hohe Gebäude, bei
denen ein Stabilitätsnachweis nach Theorie 
II. Ordnung erforderlich sowie das Schwingungs-
verhalten zu untersuchen ist,

– Verbundkonstruktionen nach der Plastizitätstheo-
rie oder mit Vorspannung,

– schwierige Trägerroste und schwierige orthotrope
Platten,

– Turbinenfundamente.

Anlage 3

(zu Anlage 1, letzter Absatz, BremPPV)

Abschnitte der DIN 277-1:1987-06 zur Bestimmung
des Brutto-Rauminhalts nach Anlage 1

2. Begriffe

2.1 Brutto-Grundfläche (BGF)

Die Brutto-Grundfläche ist die Summe der
Grundflächen aller Grundrissebenen eines
Bauwerkes. Nicht dazu gehören die Grund-
flächen von nicht nutzbaren Dachflächen und
von konstruktiv bedingten Hohlräumen, z.B.
in belüfteten Dächern oder über abgehängten
Decken.

Die Brutto-Grundfläche gliedert sich in Kon-
struktions-Grundfläche und Netto-Grund-
fläche.

2.7 Brutto-Rauminhalt (BRI)

Der Brutto-Rauminhalt ist der Rauminhalt des
Baukörpers, der nach unten von der Unter-
fläche der konstruktiven Bauwerkssohle und
im Übrigen von den äußeren Begrenzungs-
flächen des Bauwerks umschlossen wird.

Nicht zum Brutto-Rauminhalt gehören die
Rauminhalte von

– Fundamenten;

– Bauteilen, soweit sie für den Brutto-
Rauminhalt von untergeordneter Bedeu-
tung sind, z.B. Kellerlichtschächte, Außen-
treppen, Außenrampen, Eingangsüberda-
chungen und Dachgauben;

– untergeordneten Bauteilen, wie z.B. kon-
struktive und gestalterische Vor- und Rück-
sprünge an den Außenflächen, auskragen-
de Sonnenschutzanlagen, Lichtkuppeln,
Schornsteinköpfe, Dachüberstände, soweit
sie nicht Überdeckungen für Bereich b
nach Abschnitt 3.1.1 sind.

3. Berechnungsgrundlagen

3.1 Allgemeines

3.1.1 Grundflächen und Rauminhalte sind nach 
ihrer Zugehörigkeit zu folgenden Bereichen
getrennt zu ermitteln:

– Bereich a:

überdeckt und allseitig in voller Höhe um-
schlossen,

– Bereich b:

überdeckt, jedoch nicht allseitig in voller
Höhe umschlossen,

– Bereich c:

nicht überdeckt.

Sie sind ferner getrennt nach Grundrissen,
z.B. Geschossen und getrennt nach unter-
schiedlichen Höhen zu ermitteln.

3.1.2 Waagerechte Flächen sind aus ihren tatsächli-
chen Maßen, schräg liegende Flächen aus 
ihrer senkrechten Projektion auf eine waage-
rechte Ebene zu berechnen.

3.1.3 Grundflächen sind in m2, Rauminhalte in m3

anzugeben.

3.2 Berechnung von Grundflächen

3.2.1 Brutto-Grundfläche

Für die Berechnung der Brutto-Grundfläche
sind die äußeren Maße der Bauteile einsch-
ließlich Bekleidung, z. B. Putz, in Fußboden-
höhe anzusetzen. Konstruktive und gestalteri-
sche Vor- und Rücksprünge an den Außen-
flächen bleiben dabei unberücksichtigt.

Brutto-Grundflächen des Bereichs b sind an
den Stellen, an denen sie nicht umschlossen
sind, bis zur senkrechten Projektion ihrer
Überdeckungen zu rechnen.

Brutto-Grundflächen von Bauteilen (Kon-
struktions-Grundflächen), die zwischen den
Bereichen a und b liegen, sind zum Bereich a
zu rechnen.

3.3 Berechnung von Rauminhalten 

3.3.1 Brutto-Rauminhalt

Der Brutto-Rauminhalt ist aus den nach Ab-
schnitt 3.2.1 berechneten Brutto-Grund-
flächen und den dazugehörigen Höhen zu er-
rechnen. Als Höhen für die Ermittlung des
Brutto-Rauminhaltes gelten die senkrechten
Abstände zwischen den Oberflächen des Bo-
denbelages der jeweiligen Geschosse bzw.
den Dächern die Oberfläche des Dachbela-
ges.



Bei Luftgeschossen gilt als Höhe der Abstand
von der Oberfläche des Bodenbelages bis zur
Unterfläche der darüber liegenden Decken-
konstruktion.

Bei untersten Geschossen gilt als Höhe der
Abstand von der Unterfläche der konstrukti-
ven Bauwerkssohle bis zur Oberfläche des
Bodenbelages des darüber liegenden Ge-
schosses. 

Für die Höhen des Bereichs c sind die Ober-
kanten der diesem Bereich zugeordneten
Bauteile, zum Beispiel Brüstungen, Attiken,
Geländer, maßgebend.

Bei Bauwerken oder Bauwerksteilen, die von
nicht senkrechten und/oder nicht waagerech-
ten Flächen begrenzt werden, ist der Raumin-
halt nach entsprechenden Formeln zu berech-
nen.

Bremische Verordnung
über die Prüfung von sicherheitstechnischen

Anlagen nach Bauordnungsrecht
(Bremische Anlagenprüfverordnung – BremAnlPrüfV)

Vom 16. Dezember 2010

Aufgrund des § 84 Absatz 1 Nummer 5 in Verbin-
dung mit § 57 Absatz 1 Nummer 1 der Bremischen
Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBl.
S. 401 – 2130-d-1a) wird verordnet:

Inhaltsverzeichnis:

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Prüfungen 

§ 3 Bestehende sicherheitstechnische Anlagen 

§ 4 Ordnungswidrigkeiten

§ 5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Prüfung sicherheits-
technischer Anlagen in 

1. Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und La-
denstraßen einschließlich ihrer Bauteile eine
Fläche von insgesamt mehr als 2 000 m2 haben,

2. Versammlungsstätten mit Versammlungsräu-
men, die einzeln mehr als 200 Besucher fassen
oder die insgesamt mehr als 200 Besucher fas-
sen und gemeinsame Rettungswege haben, 

3. Versammlungsstätten im Freien mit Szene-
flächen, deren Besucherbereich mehr als 1 000
Besucher fasst und ganz oder teilweise aus bau-
lichen Anlagen besteht,

4. Sportstadien, die mehr als 5 000 Besucher fas-
sen,

5. Krankenhäuser, 

6. Beherbergungsstätten mit mehr als 12 Gastbet-
ten, 

7. Hochhäusern im Sinne des § 2 Absatz 4 Num-
mer 1 der Bremischen Landesbauordnung, 

8. Mittelgaragen und Großgaragen im Sinne des 
§ 1 Absatz 8 Nummer 2 und 3 der Bremischen
Garagenverordnung,

9. allgemeinbildenden und berufsbildenden Schu-
len, 

wenn diese Anlagen bauordnungsrechtlich gefordert
oder soweit an sie bauordnungsrechtliche Anforde-
rungen hinsichtlich des Brandschutzes gestellt wer-
den. § 51 der Bremischen Landesbauordnung bleibt
unberührt.

§ 2

Prüfungen

(1) Durch nach Bauordnungsrecht anerkannte Prüf-
sachverständige müssen auf ihre Wirksamkeit und Be-
triebssicherheit geprüft werden: 

1. Lüftungsanlagen, ausgenommen solche, die
einzelne Räume im selben Geschoss unmittelbar
ins Freie be- oder entlüften, 

2. CO-Warnanlagen, 

3. Rauchabzugsanlagen sowie maschinelle Anla-
gen zur Rauchfreihaltung von Rettungswegen, 

4. selbsttätige Feuerlöschanlagen, wie Sprinkler-
anlagen, Sprühwasser-Löschanlagen und Was-
sernebel-Löschanlagen, 

5. nichtselbsttätige Feuerlöschanlagen mit nassen
Steigleitungen und Druckerhöhungsanlagen
einschließlich des Anschlusses an die Wasser-
versorgungsanlage, 

6. Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, 

7. Sicherheitsstromversorgungen.

Erlässt die oberste Bauaufsichtsbehörde aufgrund des
§ 84 Absatz 6 der Bremischen Landesbauordnung
Prüfgrundsätze zur Durchführung der Prüfungen von
Anlagen nach Satz 1, sind diese durch den Prüfsach-
verständigen zu berücksichtigen.

(2) Die Prüfungen nach Absatz 1 sind vor der ersten
Aufnahme der Nutzung der baulichen Anlagen, un-
verzüglich nach einer wesentlichen Änderung der
technischen Anlagen sowie jeweils innerhalb einer
Frist von drei Jahren (wiederkehrende Prüfungen)
durchführen zu lassen.

(3) Der Bauherr oder der Betreiber hat die Prüfun-
gen nach den Absätzen 1 und 2 zu veranlassen, dafür
die nötigen Vorrichtungen und fachlich geeigneten
Arbeitskräfte bereitzustellen und die erforderlichen
Unterlagen bereitzuhalten.

(4) Der Bauherr oder der Betreiber hat die Berichte
über Prüfungen vor der ersten Aufnahme der Nutzung
und vor Wiederaufnahme der Nutzung nach wesentli-
chen Änderungen der zuständigen Bauaufsichts-
behörde zu übersenden sowie die Berichte über wie-
derkehrende Prüfungen mindestens fünf Jahre aufzu-
bewahren und der Bauaufsichtsbehörde auf Verlan-
gen vorzulegen.

§ 3

Bestehende sicherheitstechnische Anlagen 

Bei bestehenden sicherheitstechnischen Anlagen ist
die Frist nach § 2 Absatz 2 vom Zeitpunkt der letzten
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Prüfung zu rechnen. Ist eine Prüfung nach § 2 bisher
nicht vorgenommen worden, so ist die erste Prüfung
bis zum 31. Dezember 2013 durchzuführen.

§ 4

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Absatz 1 Nummer 1
der Bremischen Landesbauordnung handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen §§ 2 und 3 die vorge-
schriebenen Prüfungen nicht oder nicht rechtzeitig
durchführen lässt.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 außer Kraft.

Bremen, den 16. Dezember 2010

Der Senator für Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa

Bremische Verordnung über den
Bau und Betrieb von Garagen

(Bremische Garagenverordnung – BremGarV) 

Vom 16. Dezember 2010

Aufgrund des § 84 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 3
in Verbindung mit § 57 Absatz 1 Nummer 1 der Bremi-
schen Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009
(Brem.GBl. S. 401 – 2130-d-1a) wird verordnet:

Inhaltsverzeichnis

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Begriffe und allgemeine Anforderungen

Teil 2
Bauvorschriften

§ 2 Zu- und Abfahrten

§ 3 Rampen

§ 4 Einstellplätze, Fahrgassen und Einstellplätze für
besondere Personengruppen

§ 5 Lichte Höhe

§ 6 Tragende Wände, Decken, Dächer

§ 7 Außenwände

§ 8 Trennwände, sonstige Innenwände und Tore

§ 9 Gebäudeabschlusswände

§ 10 Wände und Decken von Kleingaragen

§ 11 Rauchabschnitte, Brandabschnitte

§ 12 Verbindungen zu Garagen und zwischen Gara-
gengeschossen

§ 13 Rettungswege

§ 14 Beleuchtung

§ 15 Lüftung

§ 16 Feuerlöschanlagen

§ 17 Brandmeldeanlagen

Teil 3
Betriebsvorschriften

§ 18 Betriebsvorschriften für Garagen

§ 19 Abstellen von Kraftfahrzeugen in anderen Räu-
men als Garagen

Teil 4
Bauvorlagen

§ 20 Bauvorlagen

Teil 5
Schlussvorschriften

§ 21 Weitergehende Anforderungen

§ 22 Ordnungswidrigkeiten

§ 23 Übergangsvorschriften

§ 24 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1

Begriffe und allgemeine Anforderungen

(1) Offene Garagen sind Garagen, die unmittelbar
ins Freie führende unverschließbare Öffnungen in ei-
ner Größe von insgesamt mindestens einem Drittel der
Gesamtfläche der Umfassungswände haben, bei de-
nen mindestens zwei sich gegenüberliegende Umfas-
sungswände mit den ins Freie führenden Öffnungen
nicht mehr als 70 m voneinander entfernt sind und bei
denen eine ständige Querlüftung vorhanden ist.

(2) Offene Kleingaragen sind Kleingaragen, die un-
mittelbar ins Freie führende unverschließbare Öffnun-
gen in einer Größe von insgesamt mindestens einem
Drittel der Gesamtfläche der Umfassungswände ha-
ben.

(3) Geschlossene Garagen sind Garagen, die die
Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 2 nicht er-
füllen.

(4) Oberirdische Garagen sind Garagen, deren
Fußboden im Mittel nicht mehr als 1,50 m unter der
Geländeoberfläche liegt.

(5) Automatische Garagen sind Garagen ohne Per-
sonen- und Fahrverkehr, in denen die Kraftfahrzeuge
mit mechanischen Förderanlagen von der Garagenzu-
fahrt zu den Garageneinstellplätzen befördert und
ebenso zum Abholen an die Garagenausfahrt zurück-
befördert werden.

(6) Ein Einstellplatz ist eine Fläche, die dem Abstel-
len eines Kraftfahrzeuges in einer Garage oder auf ei-
nem Stellplatz dient.

(7) Die Nutzfläche einer Garage ist die Summe aller
miteinander verbundenen Flächen der Garagenein-
stellplätze und der Verkehrsflächen. Die Nutzfläche
einer automatischen Garage ist die Summe der Flä-
chen aller Garageneinstellplätze. Einstellplätze auf
Dächern (Dacheinstellplätze) und die dazugehörigen
Verkehrsflächen werden der Nutzfläche nicht zuge-
rechnet, soweit nichts Anderes bestimmt ist.

(8) Es sind Garagen mit einer Nutzfläche

1. bis 100 m2 Kleingaragen,



2. über 100 m2 bis 1 000 m2 Mittelgaragen, 

3. über 1 000 m2 Großgaragen.

(9) Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichen-
des geregelt ist, sind auf tragende und aussteifende
sowie auf raumabschließende Bauteile von Garagen
die Anforderungen der Bremischen Landesbauord-
nung an diese Bauteile in Gebäuden der Gebäude-
klasse 5 anzuwenden; die Erleichterungen des § 30
Absatz 3 Satz 2, § 31 Absatz 4 Nummer 1 und 2, § 36
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, § 39 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 4, § 40 Absatz 1 Nummer 1 und 3 sowie des § 41
Absatz 5 Nummer 1 und 3 der Bremischen Landesbau-
ordnung sind nicht anzuwenden.

Teil 2
Bauvorschriften

§ 2

Zu- und Abfahrten

(1) Zwischen Garagen und öffentlichen Verkehrs-
flächen müssen Zu- und Abfahrten von mindestens 3 m
Länge vorhanden sein. Abweichungen können gestat-
tet werden, wenn wegen der Sicht auf die öffentliche
Verkehrsfläche keine Bedenken bestehen.

(2) Vor den die freie Zufahrt zur Garage zeitweilig
hindernden Anlagen, wie Schranken oder Tore, kann
ein Stauraum für wartende Kraftfahrzeuge gefordert
werden, wenn dies wegen der Sicherheit oder Leich-
tigkeit des Verkehrs erforderlich ist.

(3) Die Fahrbahnen von Zu- und Abfahrten vor Mit-
tel- und Großgaragen müssen mindestens 2,75 m breit
sein; der Halbmesser des inneren Fahrbahnrandes
muss mindestens 5 m betragen. Für Fahrbahnen im
Bereich von Zu- und Abfahrtssperren genügt eine
Breite von 2,30 m. Breitere Fahrbahnen können in
Kurven mit Innenradien von weniger als 10 m verlangt
werden, wenn dies wegen der Verkehrssicherheit er-
forderlich ist.

(4) Großgaragen müssen getrennte Fahrbahnen für
Zu- und Abfahrten haben.

(5) Bei Großgaragen ist neben den Fahrbahnen der
Zu- und Abfahrten ein mindestens 0,80 m breiter Geh-
weg erforderlich. Der Gehweg muss gegenüber der
Fahrbahn erhöht oder verkehrssicher abgegrenzt wer-
den.

(6) In den Fällen der Absätze 3 bis 5 sind die
Dacheinstellplätze und die dazugehörigen Verkehrs-
flächen der Nutzfläche zuzurechnen.

(7) Für Zu- und Abfahrten von Stellplätzen gelten
die Absätze 2 bis 5 sinngemäß.

§ 3

Rampen

(1) Rampen von Mittel- und Großgaragen dürfen
nicht mehr als 15 Prozent geneigt sein. Die Breite der
Fahrbahnen auf diesen Rampen muss mindestens 
2,75 m, in gewendelten Rampenbereichen mindestens
3,50 m betragen. Gewendelte Rampenteile müssen 
eine Querneigung von mindestens 3 Prozent haben.
Der Halbmesser des inneren Fahrbahnrandes muss
mindestens 5,0 m betragen.

(2) Zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und einer
Rampe mit mehr als 10 Prozent Neigung muss eine ge-
ringer geneigte Fläche von mindestens 3 m Länge lie-
gen.

(3) In Großgaragen müssen Rampen, die von
Fußgängern benutzt werden, einen mindestens 0,80 m
breiten Gehweg haben, der gegenüber der Fahrbahn
erhöht oder verkehrssicher abgegrenzt ist. An Ram-
pen, die von Fußgängern nicht benutzt werden dür-
fen, ist auf das Verbot hinzuweisen.

(4) Für Rampen von Stellplätzen gelten die Absätze 1
bis 3 sinngemäß.

(5) Kraftbetriebene geneigte Hebebühnen sind keine
Rampen.

§ 4

Einstellplätze, Fahrgassen und Einstellplätze
für besondere Personengruppen

(1) Ein notwendiger Einstellplatz muss mindestens
5 m lang sein. Die Breite eines Einstellplatzes muss
mindestens betragen

1. 2,30 m, wenn keine Längsseite,

2. 2,40 m, wenn eine Längsseite, 

3. 2,50 m, wenn jede Längsseite 

des Einstellplatzes im Abstand bis zu 0,10 m durch
Wände, Stützen, andere Bauteile oder Einrichtun-
gen begrenzt ist;

4. 3,50 m, wenn der Einstellplatz für Menschen mit
Behinderung bestimmt ist.

Einstellplätze auf kraftbetriebenen Hebebühnen
brauchen in den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 bis 3
nur 2,30 m breit zu sein. Die Sätze 1 und 2 gelten
nicht für Einstellplätze auf horizontal verschiebba-
ren Plattformen und für diese Plattformen.

(2) Fahrgassen müssen, soweit sie unmittelbar der
Zu- oder Abfahrt von Einstellplätzen dienen, hinsicht-
lich ihrer Breite mindestens die Anforderungen der
folgenden Tabelle erfüllen; Zwischenwerte sind grad-
linig einzuschalten:

Vor kraftbetriebenen Hebebühnen müssen die Fahr-
gassen mindestens 8 m breit sein, wenn die Hebebüh-
nen Fahrspuren haben oder beim Absenken in die
Fahrgasse hineinragen.

(3) Fahrgassen müssen, soweit sie nicht unmittelbar
der Zu- oder Abfahrt von Einstellplätzen dienen, min-
destens 2,75 m breit sein. Fahrgassen mit Gegenver-
kehr müssen in Mittel- und Großgaragen mindestens 
5 m breit sein.

(4) Einstellplätze auf horizontal verschiebbaren
Plattformen sind in Fahrgassen zulässig, wenn

1. eine Breite der Fahrgassen von mindestens 
2,75 m erhalten bleibt,

2. die Plattformen nicht vor kraftbetriebenen He-
bebühnen angeordnet werden und
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3. in Fahrgassen mit Gegenverkehr kein Durch-
gangsverkehr stattfindet.

(5) Die einzelnen Einstellplätze und die Fahrgassen
sind durch Markierungen am Boden leicht erkennbar
und dauerhaft gegeneinander abzugrenzen. Dies gilt
nicht für

1. Kleingaragen ohne Fahrgassen,

2. Einstellplätze auf kraftbetriebenen Hebebüh-
nen,

3. Einstellplätze auf horizontal verschiebbaren
Plattformen.

Mittel- und Großgaragen müssen in jedem Geschoss
leicht erkennbare und dauerhafte Hinweise auf Fahrt-
richtungen und Ausfahrten haben.

(6) Abschlüsse zwischen Fahrgasse und Einstell-
plätzen sind in Mittel- und Großgaragen nur zulässig,
wenn wirksame Löscharbeiten möglich bleiben.

(7) In allgemein zugänglichen Mittel- und Großga-
ragen müssen mindestens 

1. 3 Prozent der Gesamteinstellplätze, mindestens
jedoch 2 Einstellplätze, ausschließlich für die
Benutzung durch Menschen mit Behinderungen
und 

2. 3 Prozent der Gesamteinstellplätze, mindestens
jedoch 2 Einstellplätze, ausschließlich für die
Benutzung durch Personen mit Kleinkindern

vorbehalten sein; diese sind als solche kenntlich zu
machen. Sie müssen barrierefrei erreichbar sein und
sollen in der Nähe der Aufzüge angeordnet sein. 

(8) In allgemein zugänglichen Großgaragen müs-
sen mindestens 10 Prozent der Gesamteinstellplätze
ausschließlich der Benutzung durch Frauen vorbehal-
ten sein (Fraueneinstellplätze). Fraueneinstellplätze
dürfen auch von Menschen mit Behinderungen be-
nutzt werden, die über eine Parkerleichterung auf
Grundlage der Straßenverkehrsordnung verfügen.
Fraueneinstellplätze sind unter Hinweis auf die Be-
rechtigung nach Satz 2 als solche zu kennzeichnen.
Sie sind so anzuordnen, dass in der Garage möglichst
nur kurze Fußwege zurückgelegt werden müssen. Im
Bereich der Fraueneinstellplätze sollen gut sichtbare
Alarmmelder in ausreichender Zahl angebracht sein.
Fraueneinstellplätze und die zu ihnen führenden
Fußwege, Treppenräume und Aufzüge sollen von 
einer Aufsichtsperson eingesehen oder durch Video-
kameras überwacht werden können.

(9) Die Absätze 1 bis 5 und 7 bis 8 gelten nicht für
automatische Garagen.

§ 5

Lichte Höhe

Mittel- und Großgaragen müssen in zum Begehen
bestimmten Bereichen, auch unter Unterzügen, Lüf-
tungsleitungen und sonstigen Bauteilen eine lichte
Höhe von mindestens 2 m haben. Dies gilt nicht für
kraftbetriebene Hebebühnen.

§ 6

Tragende Wände, Decken, Dächer

(1) Tragende Wände von Garagen sowie Decken
über und unter Garagen und zwischen Garagenge-
schossen müssen feuerbeständig sein.

(2) Liegen Einstellplätze nicht mehr als 22 m über
der Geländeoberfläche, so brauchen Wände und
Decken nach Absatz 1

1. bei oberirdischen Mittel- und Großgaragen nur
feuerhemmend und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen zu sein, soweit sich aus den §§ 27 und 31
der Bremischen Landesbauordnung keine wei-
tergehenden Anforderungen ergeben,

2. bei offenen Mittel- und Großgaragen in Gebäu-
den, die allein der Garagennutzung dienen, nur
aus nichtbrennbaren Baustoffen zu bestehen.

(3) Wände und Decken nach Absatz 1 brauchen bei
eingeschossigen oberirdischen Mittel- und Großgara-
gen auch mit Dacheinstellplätzen, wenn das Gebäude
allein der Garagennutzung dient, nur feuerhemmend
zu sein oder aus nichtbrennbaren Baustoffen zu beste-
hen.

(4) Wände und Decken nach Absatz 1 brauchen bei
automatischen Garagen nur aus nichtbrennbaren
Baustoffen zu bestehen, wenn das Gebäude allein als
automatische Garage genutzt wird.

(5) Für befahrbare Dächer von Garagen gelten die
Anforderungen an Decken.

(6) Bekleidungen und Dämmschichten unter
Decken und Dächern müssen

1. bei Großgaragen aus nichtbrennbaren,

2. bei Mittelgaragen aus mindestens schwerent-
flammbaren

Baustoffen bestehen. Bei Großgaragen dürfen Beklei-
dungen aus mindestens schwerentflammbaren Bau-
stoffen bestehen, wenn deren Bestandteile volumen-
mäßig überwiegend nichtbrennbar sind und deren
Abstand zur Decke oder zum Dach höchstens 0,02 m
beträgt.

(7) Für Pfeiler und Stützen gelten die Absätze 1 bis 6
sinngemäß.

§ 7

Außenwände

(1) Nichttragende Außenwände und nichttragende
Teile von Außenwänden von Mittel- und Großgaragen
müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Außenwände von einge-
schossigen oberirdischen Mittel- und Großgaragen,
wenn das Gebäude allein der Garagennutzung dient.

§ 8

Trennwände, sonstige Innenwände und Tore

(1) Trennwände zwischen Garagen und anders ge-
nutzten Räumen müssen § 29 Absatz 3 Satz 1 der Bre-
mischen Landesbauordnung entsprechen. Wände
zwischen Mittel- oder Großgaragen und anderen Ge-
bäuden müssen feuerbeständig sein.

(2) In Mittel- und Großgaragen müssen sonstige In-
nenwände und Tore, Einbauten, insbesondere Ein-
richtungen für mechanische Parksysteme, aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen.



§ 9

Gebäudeabschlusswände

Als Gebäudeabschlusswände nach § 30 Absatz 2
Nummer 1 der Bremischen Landesbauordnung genü-
gen bei eingeschossigen oberirdischen Mittel- und
Großgaragen feuerbeständige Abschlusswände ohne
Öffnungen, wenn das Gebäude allein der Garagen-
nutzung dient.

§ 10

Wände und Decken von Kleingaragen

(1) Für Kleingaragen sind tragende Wände und
Decken ohne Feuerwiderstand zulässig; Für Kleinga-
ragen in sonst anders genutzten Gebäuden gelten die
Anforderungen des § 27 der Bremischen Landesbau-
ordnung für diese Gebäude.

(2) Wände und Decken zwischen geschlossenen
Kleingaragen und anderen Räumen müssen feuer-
hemmend sein und feuerhemmende Abschlüsse ha-
ben, soweit sich aus § 29 Absatz 3 der Bremischen
Landesbauordnung keine weitergehenden Anforde-
rungen ergeben. § 29 Absatz 6 der Bremischen Lan-
desbauordnung bleibt unberührt. Abstellräume mit
bis zu 20 m2 Fläche bleiben unberücksichtigt.

(3) Als Gebäudeabschlusswand nach § 30 Absatz 2
Nummer 1 der Bremischen Landesbauordnung genü-
gen Wände, die feuerhemmend sind oder aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen. Für offene Kleinga-
ragen ist eine Gebäudeabschlusswand nach § 30 Ab-
satz 2 Nummer 1 der Bremischen Landesbauordnung
nicht erforderlich.

(4) § 8 Absatz 1 gilt nicht für Trennwände

1. zwischen Kleingaragen und Räumen oder Ge-
bäuden, die nur Abstellzwecken dienen und
nicht mehr als 20 m2 Grundfläche haben,

2. zwischen offenen Kleingaragen und anders ge-
nutzten Räumen oder Gebäuden.

§ 11

Rauchabschnitte, Brandabschnitte

(1) Geschlossene Garagen, ausgenommen automa-
tische Garagen, müssen durch mindestens feuerhem-
mende, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehende
Wände in Rauchabschnitte unterteilt sein. Die Nutz-
fläche eines Rauchabschnitts darf

1. in oberirdischen geschlossenen Garagen höch-
stens 5 000 m2,

2. in sonstigen geschlossenen Garagen höchstens
2 500 m2

betragen; sie darf höchstens doppelt so groß sein,
wenn die Garagen Sprinkleranlagen haben. Ein
Rauchabschnitt darf sich auch über mehrere Geschosse
erstrecken.

(2) Öffnungen in den Wänden nach Absatz 1 müs-
sen mit Rauchschutzabschlüssen versehen sein. Ab-
weichend davon sind dicht- und selbstschließende
Abschlüsse aus nichtbrennbaren Baustoffen zulässig.
Die Abschlüsse müssen Feststellanlagen haben, die
bei Raucheinwirkung ein selbsttätiges Schließen be-
wirken; sie müssen auch von Hand geschlossen wer-
den können.

(3) Automatische Garagen müssen durch Brand-
wände nach § 30 Absatz 3 Satz 1 der Bremischen Lan-
desbauordnung in Brandabschnitte von höchstens 
6 000 m3 Brutto-Rauminhalt unterteilt sein.

(4) § 30 Absatz 2 Nummer 2 der Bremischen Lan-
desbauordnung gilt nicht für Garagen.

§ 12

Verbindungen zu Garagen und
zwischen Garagengeschossen

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die
nicht nur den Benutzern der Garagen dienen, dürfen
verbunden sein

1. mit geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur
durch Räume mit feuerbeständigen Wänden
und Decken sowie feuerhemmenden, rauch-
dichten und selbstschließenden Türen, die in
Fluchtrichtung aufschlagen (Sicherheitsschleu-
sen); zwischen Sicherheitsschleusen und Fluren
oder Treppenräumen genügen selbst- und
dichtschließende Türen. Abweichend davon
darf die Sicherheitsschleuse direkt mit einem
Aufzug verbunden sein, wenn der Aufzug in ei-
nem eigenen, feuerbeständigen Schacht liegt
oder direkt ins Freie führt,

2. mit anderen Garagen unmittelbar nur durch
Öffnungen mit mindestens feuerhemmenden
und selbstschließenden Türen.

(2) Mittel- und Großgaragen dürfen mit sonstigen
nicht zur Garage gehörenden Räumen sowie mit an-
deren Gebäuden unmittelbar nur durch Öffnungen
mit mindestens feuerhemmenden, rauchdichten und
selbstschließenden Türen verbunden sein. Automati-
sche Garagen dürfen mit nicht zur Garage gehören-
den Räumen sowie mit anderen Gebäuden nicht ver-
bunden sein.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Verbindun-
gen

1. zu offenen Kleingaragen,

2. zwischen Kleingaragen und Räumen oder Ge-
bäuden, die nur Abstellzwecken dienen, und
nicht mehr als 20 m2 Grundfläche haben.

(4) Türen zu Treppenräumen, die Garagengeschos-
se miteinander verbinden, müssen mindestens feuer-
hemmend, rauchdicht und selbstschließend sein und
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

§ 13

Rettungswege

(1) Jede Mittel- und Großgarage muss in jedem Ge-
schoss mindestens zwei voneinander unabhängige
Rettungswege nach § 33 Absatz 1 der Bremischen
Landesbauordnung haben. In oberirdischen Mittel-
und Großgaragen genügt ein Rettungsweg, wenn ein
Ausgang ins Freie in höchstens 10 m Entfernung er-
reichbar ist. Der zweite Rettungsweg darf auch über
eine Rampe führen. Bei oberirdischen Mittel- und
Großgaragen, deren Einstellplätze im Mittel nicht
mehr als 3 m über der Geländeoberfläche liegen, sind
Treppenräume für notwendige Treppen nicht erforder-
lich.
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(2) Von jeder Stelle einer Mittel- und Großgarage
muss in demselben Geschoß mindestens ein Treppen-
raum einer notwendigen Treppe oder, wenn ein Trep-
penraum nicht erforderlich ist, mindestens eine not-
wendige Treppe oder ein Ausgang ins Freie

1. bei offenen Mittel- und Großgaragen in einer
Entfernung von höchstens 50 m,

2. bei geschlossenen Mittel- und Großgaragen in
einer Entfernung von höchstens 30 m erreichbar
sein. Die Entfernung ist in der Luftlinie, jedoch
nicht durch Bauteile zu messen.

(3) In Mittel- und Großgaragen müssen dauerhafte
und leicht erkennbare Hinweise auf die Ausgänge
vorhanden sein. In Großgaragen müssen die zu den
notwendigen Treppen oder zu den Ausgängen ins
Freie führende Wege auf dem Fußboden durch dauer-
hafte und leicht erkennbare Markierungen sowie an
den Wänden durch beleuchtete Hinweise gekenn-
zeichnet sein.

(4) Für Dacheinstellplätze gelten die Absätze 1 bis 3
sinngemäß.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für automati-
sche Garagen.

§ 14

Beleuchtung

(1) In Mittel- und Großgaragen muss eine allgemei-
ne elektrische Beleuchtung vorhanden sein. Sie muss
so beschaffen und mindestens in zwei Stufen derartig
schaltbar sein, dass an allen Stellen der Nutzflächen
und Rettungswege in der ersten Stufe eine Beleuch-
tungsstärke von mindestens 1 Lux und in der zweiten
Stufe von mindestens 20 Lux erreicht wird.

(2) In geschlossenen Großgaragen muss zur Be-
leuchtung der Rettungswege eine Sicherheitsbeleuch-
tung vorhanden sein.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für automati-
sche Garagen.

§ 15

Lüftung

(1) Geschlossene Mittel- und Großgaragen müssen
maschinelle Abluftanlagen und so große und so ver-
teilte Zuluftöffnungen haben, dass alle Teile der Gara-
ge ausreichend gelüftet werden. Bei nicht ausreichen-
den Zuluftöffnungen muss eine maschinelle Zuluftan-
lage vorhanden sein.

(2) Für geschlossene Mittel- und Großgaragen mit
geringem Zu- und Abgangsverkehr, wie Wohnhaus-
garagen, genügt eine natürliche Lüftung durch Lüf-
tungsöffnungen oder über Lüftungsschächte. Die Lüf-
tungsöffnungen müssen

1. einen freien Gesamtquerschnitt von mindestens
1 500 cm2 je Garageneinstellplatz haben,

2. in den Außenwänden oberhalb der Gelände-
oberfläche in einer Entfernung von höchstens 
35 m einander gegenüberliegen,

3. unverschließbar sein und

4. so über die Garage verteilt sein, dass eine stän-
dige Querlüftung gesichert ist.

Die Lüftungsschächte müssen

1. untereinander in einem Abstand von höchstens
20 m angeordnet sein und

2. bei einer Höhe bis zu 2 m einen freien Gesamt-
querschnitt von mindestens 1 500 cm2 je Gara-
geneinstellplatz und bei einer Höhe von mehr
als 2 m einen freien Gesamtquerschnitt von min-
destens 3 000 cm2 je Garageneinstellplatz ha-
ben.

(3) Für geschlossene Mittel- und Großgaragen
genügt abweichend von den Absätzen 1 und 2 eine
natürliche Lüftung, wenn im Einzelfall nach dem Gut-
achten eines nach Bauordnungsrecht anerkannten
Sachverständigen zu erwarten ist, dass der Mittelwert
des Volumengehalts an Kohlenmonoxyd in der Luft,
gemessen über jeweils eine halbe Stunde und in einer
Höhe von 1,50 m über dem Fußboden (CO-Halb-
stundenmittelwert), auch während der regelmäßigen
Verkehrsspitzen im Mittel nicht mehr als 100 ppm 
(= 100 cm3/m3) betragen wird und wenn dies auf der
Grundlage der Messungen, die nach Inbetriebnahme
der Garage über einen Zeitraum von mindestens ei-
nem Monat durchzuführen sind, von einem nach Bau-
ordnungsrecht anerkannten Sachverständigen be-
stätigt wird.

(4) Die maschinellen Abluftanlagen sind so zu be-
messen und zu betreiben, dass der CO-Halbstunden-
mittelwert unter Berücksichtigung der regelmäßig zu
erwartenden Verkehrsspitzen nicht mehr als 100 ppm
beträgt. Diese Anforderungen gelten als erfüllt, wenn
die Abluftanlage in Garagen mit geringem Zu- und
Abgangsverkehr mindestens 6 m3, bei anderen Gara-
gen mindestens 12 m3 Abluft in der Stunde je m2 Ga-
ragennutzfläche abführen kann; für Garagen mit re-
gelmäßig besonders hohen Verkehrsspitzen kann im
Einzelfall ein Nachweis der nach Satz 1 erforderlichen
Leistung der Abluftanlage verlangt werden.

(5) Maschinelle Abluftanlagen müssen in jedem
Lüftungssystem mindestens zwei gleich große Ventila-
toren haben, die bei gleichzeitigem Betrieb zusammen
den erforderlichen Gesamtvolumenstrom erbringen.
Jeder Ventilator einer maschinellen Zu- oder Abluft-
anlage muss aus einem eigenen Stromkreis gespeist
werden, an den andere elektrische Anlagen nicht an-
geschlossen werden können. Soll das Lüftungssystem
zeitweise nur mit einem Ventilator betrieben werden,
müssen die Ventilatoren so geschaltet sein, dass sich
bei Ausfall eines Ventilators der andere selbsttätig
einschaltet.

(6) Geschlossene Großgaragen mit nicht nur gerin-
gem Zu- und Abgangsverkehr müssen CO-Anlagen
zur Messung und Warnung (CO-Warnanlagen) haben.
Die CO-Warnanlagen müssen so beschaffen sein, dass
die Benutzer der Garagen bei einem CO-Gehalt der
Luft von mehr als 250 ppm über Lautsprecher und
durch Blinkzeichen dazu aufgefordert werden, die Ga-
rage zügig zu verlassen oder im Stand die Motoren ab-
zustellen. Während dieses Zeitraumes müssen die Ga-
ragenausfahrten ständig offen gehalten werden. Die
CO-Warnanlagen müssen an eine Ersatzstromquelle
angeschlossen sein.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für automati-
sche Garagen.



§ 16

Feuerlöschanlagen

(1) Nichtselbsttätige Feuerlöschanlagen wie halb-
stationäre Sprühwasser-Löschanlagen oder Leicht-
schaum-Löschanlagen müssen vorhanden sein

1. in geschlossenen Garagen mit mehr als 20 Ein-
stellplätzen auf kraftbetriebenen Hebebühnen,
wenn jeweils mehr als zwei Kraftfahrzeuge
übereinander angeordnet werden können,

2. in automatischen Garagen mit nicht mehr als 20
Einstellplätzen.

Die Art der Feuerlöschanlage ist im Einzelfall im Be-
nehmen mit der zuständigen Berufsfeuerwehr festzu-
legen.

(2) Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein

1. in Geschossen von Großgaragen, wenn der Fuß-
boden der Geschosse mehr als 4 m unter der
Geländeoberfläche liegt und das Gebäude nicht
allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht,
wenn die Großgarage zu Geschossen mit ande-
rer Nutzung in keiner Verbindung steht,

2. in automatischen Garagen mit mehr als 20 Gara-
geneinstellplätzen.

§ 17

Brandmeldeanlagen

Geschlossene Mittel- und Großgaragen müssen
Brandmeldeanlagen haben, wenn sie in Verbindung
stehen mit baulichen Anlagen oder Räumen, für die
Brandmeldeanlagen erforderlich sind.

Teil 3
Betriebsvorschriften

§ 18

Betriebsvorschriften für Garagen

(1) In Mittel- und Großgaragen muss die allgemei-
ne elektrische Beleuchtung nach § 14 Absatz 1, wäh-
rend der Benutzungszeit ständig mit einer Beleuch-
tungsstärke von mindestens 1 Lux eingeschaltet sein,
soweit nicht Tageslicht mit einer entsprechenden Be-
leuchtungsstärke vorhanden ist.

(2) Maschinelle Lüftungsanlagen und CO-Warnan-
lagen müssen so gewartet werden, dass sie ständig be-
triebsbereit sind. CO-Warnanlagen müssen ständig
eingeschaltet sein.

(3) In Mittel- und Großgaragen dürfen brennbare
Stoffe außerhalb von Kraftfahrzeugen nicht aufbe-
wahrt werden. In Kleingaragen dürfen bis zu 200 l
Dieselkraftstoff und bis zu 20 l Benzin in dicht ver-
schlossenen, bruchsicheren Behältern aufbewahrt
werden.

§ 19

Abstellen von Kraftfahrzeugen in
anderen Räumen als Garagen

(1) Kraftfahrzeuge dürfen in Treppenräumen, Flu-
ren und Kellergängen nicht abgestellt werden.

(2) Kraftfahrzeuge dürfen in sonstigen Räumen, die
keine Garagen sind, nur abgestellt werden, wenn

1. das Gesamtfassungsvermögen der Kraftstoff-
behälter aller abgestellten Kraftfahrzeuge nicht
mehr als 12 l beträgt,

2. Kraftstoff außer dem Inhalt der Kraftstoffbehäl-
ter abgestellter Kraftfahrzeuge in diesen Räu-
men nicht aufbewahrt wird und

3. diese Räume keine Zündquellen oder leicht ent-
zündlichen Stoffe enthalten und von Räumen
mit Feuerstätten oder leicht entzündlichen Stof-
fen durch Türen abgetrennt sind. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Kraftfahrzeuge, die Ar-
beitsmaschinen sind und für Ausstellungs-, Verkaufs-,
Werkstätten- und Lagerräume für Kraftfahrzeuge.

Teil 4
Bauvorlagen

§ 20

Bauvorlagen

Die Bauvorlagen müssen zusätzliche Angaben ent-
halten über:

1. die Zahl, Abmessung und Kennzeichnung der
Einstellplätze und Fahrgassen,

2. die Brandmelde- und Feuerlöschanlagen,

3. die CO-Warnanlagen,

4. die maschinellen Lüftungsanlagen,

5. die Sicherheitsbeleuchtung.

Teil 5
Schlussvorschriften

§ 21 

Weitergehende Anforderungen

Weitergehende Anforderungen als nach dieser Ver-
ordnung können zur Erfüllung des § 3 der Bremischen
Landesbauordnung gestellt werden, soweit Garagen
oder Stellplätze für Kraftfahrzeuge bestimmt sind, de-
ren Länge mehr als 5 m und deren Breite mehr als 2 m
beträgt.

§ 22

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 der
Bremischen Landesbauordnung handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig

1. entgegen § 15 Absatz 4 maschinelle Lüftungs-
anlagen so betreibt, dass der genannte Wert des
CO-Gehaltes der Luft überschritten wird,

2. entgegen § 18 Absatz 1 geschlossene Mittel-
und Großgaragen nicht ständig beleuchtet.

§ 23

Übergangsvorschriften

(1) Auf die am 1. Januar 2011 bestehenden Gara-
gen sind die Betriebsvorschriften nach § 18 entspre-
chend anzuwenden.

(2) Der Betreiber von bestehenden allgemein zu-
gänglichen Großgaragen hat spätestens bis zum 
31. Dezember 2014 Einstellplätze für besondere Perso-
nengruppen nach § 4 Absatz 7 und 8 einzurichten.
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(3) Auf die vor dem 1. Januar 2011 eingeleiteten
Verfahren sind die Vorschriften dieser Verordnung nur
insoweit anzuwenden, als sie für den Antragsteller ei-
ne günstigere Regelung enthalten als das bisher gel-
tende Recht.

§ 24

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Bremische Verordnung
über Garagen und Stellplätze vom 10. November 1980
(Brem.GBl. S. 281 – 2130-d-13), die durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 21. November 2006 (Brem.GBl. S. 457)
geändert worden ist, außer Kraft.

(3) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 außer Kraft.

Bremen, den 16. Dezember 2010

Der Senator für Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa

Bremische Feuerungsverordnung (BremFeuV)*

Vom 16. Dezember 2010

Aufgrund des § 84 Absatz 1 Nummer 1 und 2 sowie
Absatz 5 in Verbindung mit § 57 Absatz 1 Satz 1 der
Bremischen Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009
(Brem.GBl. S. 401 – 2130-d-1a) wird verordnet:

Inhaltsverzeichnis:

§ 1 Einschränkung des Anwendungsbereichs

§ 2 Begriffe

§ 3 Verbrennungsluftversorgung von Feuerstätten

§ 4 Aufstellung von Feuerstätten, Gasleitungs-
anlagen

§ 5 Aufstellräume für Feuerstätten

§ 6 Heizräume

§ 7 Abgasanlagen

§ 8 Abstände von Abgasanlagen zu brennbaren
Bauteilen

§ 9 Abführung von Abgasen

§ 10 Wärmepumpen, Blockheizkraftwerke und orts-
feste Verbrennungsmotoren

§ 11 Brennstofflagerung in Brennstofflagerräumen

§ 12 Brennstofflagerung außerhalb von Brennstoff-
lagerräumen

§ 13 Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanlagen

§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1

Einschränkung des Anwendungsbereichs

Für Feuerstätten, Wärmepumpen und Blockheiz-
kraftwerke gilt die Verordnung nur, soweit diese Anla-
gen der Beheizung von Räumen oder der Warmwas-
serversorgung dienen oder Gas-Haushalts-Kochgerä-
te sind. Die Verordnung gilt nicht für Brennstoffzellen
und ihre Anlagen zur Abführung der Prozessgase.

§ 2

Begriffe

(1) Als Nennleistung gilt

1. die auf dem Typenschild der Feuerstätte ange-
gebene höchste Leistung, bei Blockheizkraft-
werken die Gesamtleistung,

2. die in den Grenzen des auf dem Typenschild an-
gegebenen Leistungsbereiches festeingestellte
und auf einem Zusatzschild angegebene höch-
ste nutzbare Leistung der Feuerstätte oder

3. bei Feuerstätten ohne Typenschild die aus dem
Brennstoffdurchsatz mit einem Wirkungsgrad
von 80 Prozent ermittelte Leistung.

(2) Raumluftunabhängig sind Feuerstätten, denen
die Verbrennungsluft über Leitungen oder Schächte
nur direkt vom Freien zugeführt wird und bei denen
kein Abgas in gefahrdrohender Menge in den Auf-
stellraum austreten kann. Andere Feuerstätten sind
raumluftabhängig.

§ 3

Verbrennungsluftversorgung von Feuerstätten

(1) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer
Nennleistung von insgesamt nicht mehr als 35 kW
reicht die Verbrennungsluftversorgung aus, wenn je-
der Aufstellraum

1. mindestens eine Tür ins Freie oder ein Fenster,
das geöffnet werden kann (Räume mit Verbin-
dung zum Freien), und einen Rauminhalt von
mindestens 4 m3 je 1 kW Nennleistung dieser
Feuerstätten hat,

2. mit anderen Räumen mit Verbindung zum Frei-
en nach Maßgabe des Absatzes 2 verbunden ist
(Verbrennungsluftverbund) oder

3. eine ins Freie führende Öffnung mit einem lich-
ten Querschnitt von mindestens 150 cm2 oder
zwei Öffnungen von je 75 cm2 oder Leitungen
ins Freie mit strömungstechnisch äquivalenten
Querschnitten hat.

(2) Der Verbrennungsluftverbund im Sinne des Ab-
satzes 1 Nummer 2 zwischen dem Aufstellraum und
Räumen mit Verbindung zum Freien muss durch Ver-
brennungsluftöffnungen von mindestens 150 cm2

zwischen den Räumen hergestellt sein. Der Gesamt-
rauminhalt der Räume, die zum Verbrennungsluftver-
bund gehören, muss mindestens 4 m3 je 1 kW Nenn-
leistung der Feuerstätten, die gleichzeitig betrieben
werden können, betragen. Räume ohne Verbindung
zum Freien sind auf den Gesamtrauminhalt nicht an-
zurechnen.

* Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und
der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. EG
Nummer L 204 S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABl. EG Num-
mer L 217, S. 18) sind beachtet worden.



(3) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer
Nennleistung von insgesamt mehr als 35 kW und nicht
mehr als 50 kW reicht die Verbrennungsluftversor-
gung aus, wenn jeder Aufstellraum die Anforderun-
gen nach Absatz 1 Nummer 3 erfüllt.

(4) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer
Nennleistung von insgesamt mehr als 50 kW reicht die
Verbrennungsluftversorgung aus, wenn jeder Auf-
stellraum eine ins Freie führende Öffnung oder Lei-
tung hat. Der Querschnitt der Öffnung muss mindes-
tens 150 cm2 und für jedes über 50 kW hinausgehende
Kilowatt 2 cm2 mehr betragen. Leitungen müssen strö-
mungstechnisch äquivalent bemessen sein. Der erfor-
derliche Querschnitt darf auf höchstens zwei Öffnun-
gen oder Leitungen aufgeteilt sein.

(5) Verbrennungsluftöffnungen und -leitungen dür-
fen nicht verschlossen oder zugestellt werden, sofern
nicht durch besondere Sicherheitseinrichtungen ge-
währleistet ist, dass die Feuerstätten nur bei geöffne-
tem Verschluss betrieben werden können. Der erfor-
derliche Querschnitt darf durch den Verschluss oder
durch Gitter nicht verengt werden.

(6) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 kann für
raumluftabhängige Feuerstätten eine ausreichende
Verbrennungsluftversorgung auf andere Weise nach-
gewiesen werden.

(7) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Gas-Haus-
halts-Kochgeräte. Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für
offene Kamine.

§ 4

Aufstellung von Feuerstätten, Gasleitungsanlagen

(1) Feuerstätten dürfen nicht aufgestellt werden

1. in notwendigen Treppenräumen, in Räumen
zwischen notwendigen Treppenräumen und
Ausgängen ins Freie und in notwendigen Flu-
ren,

2. in Garagen, ausgenommen raumluftunabhängi-
ge Feuerstätten, deren Oberflächentemperatur
bei Nennleistung nicht mehr als 300°C beträgt.

(2) Die Betriebssicherheit von raumluftabhängigen
Feuerstätten darf durch den Betrieb von Raumluft ab-
saugenden Anlagen wie Lüftungs- oder Warmlufthei-
zungsanlagen, Dunstabzugshauben, Abluft-Wäsche-
trockner nicht beeinträchtigt werden. Dies gilt als er-
füllt, wenn

1. ein gleichzeitiger Betrieb der Feuerstätten und
der Luft absaugenden Anlagen durch Sicher-
heitseinrichtungen verhindert wird,

2. die Abgasabführung durch besondere Sicher-
heitseinrichtungen überwacht wird,

3. die Abgase der Feuerstätten über die Luft ab-
saugenden Anlagen abgeführt werden oder

4. anlagentechnisch sichergestellt ist, dass wäh-
rend des Betriebes der Feuerstätten kein gefähr-
licher Unterdruck entstehen kann.

(3) Feuerstätten für gasförmige Brennstoffe ohne
Flammenüberwachung dürfen nur in Räumen aufge-
stellt werden, wenn durch mechanische Lüftungsanla-
gen während des Betriebes der Feuerstätten stündlich

mindestens ein fünffacher Luftwechsel sichergestellt
ist. Für Gas-Haushalts-Kochgeräte genügt ein Außen-
luftvolumenstrom von 100 m3/h.

(4) Feuerstätten für gasförmige Brennstoffe mit
Strömungssicherung dürfen unbeschadet des § 3 in
Räumen aufgestellt werden,

1. mit einem Rauminhalt von mindestens 1 m3 je
kW Nennleistung dieser Feuerstätten, soweit sie
gleichzeitig betrieben werden können,

2. in denen durch unten und oben angeordnete
Öffnungen mit einem Mindestquerschnitt von
jeweils 75 cm2 ins Freie eine Durchlüftung si-
chergestellt ist oder

3. in denen durch andere Maßnahmen wie bei-
spielsweise unten und oben in derselben Wand
angeordnete Öffnungen mit einem Mindest-
querschnitt von jeweils 150 cm2 zu unmittelba-
ren Nachbarräumen ein zusammenhängender
Rauminhalt der Größe nach Nummer 1 einge-
halten wird.

(5) Gasleitungsanlagen in Räumen müssen so be-
schaffen, angeordnet oder mit Vorrichtungen ausgerüs-
tet sein, dass bei einer äußeren thermischen Beanspru-
chung von bis zu 650°C über einen Zeitraum von 30
Minuten keine gefährlichen Gas-Luft-Gemische ent-
stehen können. Alle Gasentnahmestellen müssen mit
einer Vorrichtung ausgerüstet sein, die im Brandfall
die Brennstoffzufuhr selbsttätig absperrt. Satz 2 gilt
nicht, wenn Gasleitungsanlagen durch Ausrüstung
mit anderen selbsttätigen Vorrichtungen die Anforde-
rungen nach Satz 1 erfüllen.

(6) Feuerstätten für Flüssiggas (Propan, Butan und
deren Gemische) dürfen in Räumen, deren Fußboden
an jeder Stelle mehr als 1 m unter der Geländeober-
fläche liegt, nur aufgestellt werden, wenn

1. die Feuerstätten eine Flammenüberwachung
haben und

2. sichergestellt ist, dass auch bei abgeschalteter
Feuerungseinrichtung Flüssiggas aus den im
Aufstellraum befindlichen Brennstoffleitungen
in gefahrdrohender Menge nicht austreten kann
oder über eine mechanische Lüftungsanlage si-
cher abgeführt wird.

(7) Feuerstätten müssen von Bauteilen aus brenn-
baren Baustoffen so weit entfernt oder so abgeschirmt
sein, dass an diesen bei Nennleistung der Feuerstätten
keine höheren Temperaturen als 85°C auftreten kön-
nen. Dies gilt als erfüllt, wenn mindestens die vom
Hersteller angegebenen Abstandsmaße eingehalten
werden oder, wenn diese Angaben fehlen, ein Mindest-
abstand von 40 cm eingehalten wird.

(8) Vor den Feuerungsöffnungen von Feuerstätten
für feste Brennstoffe sind Fußböden aus brennbaren
Baustoffen durch einen Belag aus nichtbrennbaren
Baustoffen zu schützen. Der Belag muss sich nach
vorn auf mindestens 50 cm und seitlich auf mindestens
30 cm über die Feuerungsöffnung hinaus erstrecken.

(9) Bauteile aus brennbaren Baustoffen müssen von
den Feuerraumöffnungen offener Kamine nach oben
und nach den Seiten einen Abstand von mindestens
80 cm haben. Bei Anordnung eines beiderseits belüf-
teten Strahlungsschutzes genügt ein Abstand von 40 cm.
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§ 5

Aufstellräume für Feuerstätten

(1) In einem Raum dürfen Feuerstätten mit einer
Nennleistung von insgesamt mehr als 100 kW, die
gleichzeitig betrieben werden sollen, nur aufgestellt
werden, wenn dieser Raum

1. nicht anderweitig genutzt wird, ausgenommen
zur Aufstellung von Wärmepumpen, Blockheiz-
kraftwerken und ortsfesten Verbrennungsmoto-
ren sowie für zugehörige Installationen und zur
Lagerung von Brennstoffen,

2. gegenüber anderen Räumen keine Öffnungen,
ausgenommen Öffnungen für Türen, hat,

3. dicht- und selbstschließende Türen hat und

4. gelüftet werden kann.

In einem Raum nach Satz 1 dürfen Feuerstätten für
feste Brennstoffe jedoch nur aufgestellt werden, wenn
deren Nennleistung insgesamt nicht mehr als 50 kW
beträgt.

(2) Brenner und Brennstofffördereinrichtungen der
Feuerstätten für flüssige und gasförmige Brennstoffe
mit einer Gesamtnennleistung von mehr als 100 kW
müssen durch einen außerhalb des Aufstellraumes an-
geordneten Schalter (Notschalter) jederzeit abge-
schaltet werden können. Neben dem Notschalter
muss ein Schild mit der Aufschrift „NOTSCHALTER-
FEUERUNG" vorhanden sein.

(3) Wird in dem Aufstellraum nach Absatz 1 Heizöl
gelagert oder ist der Raum für die Heizöllagerung nur
von diesem Aufstellraum zugänglich, muss die Heizöl-
zufuhr von der Stelle des Notschalters nach Absatz 2
aus durch eine entsprechend gekennzeichnete Ab-
sperreinrichtung unterbrochen werden können.

(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen die Feuerstät-
ten auch in anderen Räumen aufgestellt werden,
wenn die Nutzung dieser Räume dies erfordert und
die Feuerstätten sicher betrieben werden können.

§ 6

Heizräume

(1) Feuerstätten für feste Brennstoffe mit einer
Nennleistung von insgesamt mehr als 50 kW, die
gleichzeitig betrieben werden sollen, dürfen nur in be-
sonderen Räumen (Heizräumen) aufgestellt werden. 
§ 5 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. Die Heizräume
dürfen

1. nicht anderweitig genutzt werden, ausgenom-
men zur Aufstellung von Feuerstätten für flüssi-
ge und gasförmige Brennstoffe, Wärmepumpen,
Blockheizkraftwerke, ortsfestenVerbrennungs-
motoren und für zugehörige Installationen so-
wie zur Lagerung von Brennstoffen und

2. mit Aufenthaltsräumen, ausgenommen solchen
für das Betriebspersonal, sowie mit notwendi-
gen Treppenräumen nicht in unmittelbarer Ver-
bindung stehen.

Wenn in Heizräumen Feuerstätten für flüssige und
gasförmige Brennstoffe aufgestellt werden, gilt § 5
Absatz 2 entsprechend.

(2) Heizräume müssen

1. mindestens einen Rauminhalt von 8 m3 und eine
lichte Höhe von 2 m,

2. einen Ausgang, der ins Freie oder einen Flur
führt, der die Anforderungen an notwendige
Flure erfüllt, und

3. Türen, die in Fluchtrichtung aufschlagen

haben.

(3) Wände, ausgenommen nichttragende Außen-
wände, und Stützen von Heizräumen sowie Decken
über und unter ihnen müssen feuerbeständig sein.
Öffnungen in Decken und Wänden müssen, soweit sie
nicht unmittelbar ins Freie führen, mindestens feuer-
hemmende und selbstschließende Abschlüsse haben.
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Trennwände zwi-
schen Heizräumen und den zum Betrieb der Feuer-
stätten gehörenden Räumen, wenn diese Räume die
Anforderungen der Sätze 1 und 2 erfüllen.

(4) Heizräume müssen zur Raumlüftung jeweils ei-
ne obere und eine untere Öffnung ins Freie mit einem
Querschnitt von mindestens je 150 cm2 oder Leitungen
ins Freie mit strömungstechnisch äquivalenten Quer-
schnitten haben. § 3 Absatz 5 gilt sinngemäß. Der
Querschnitt einer Öffnung oder Leitung darf auf die
Verbrennungsluftversorgung nach § 3 Absatz 4 ange-
rechnet werden.

(5) Lüftungsleitungen für Heizräume müssen eine
Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 Minuten
haben, soweit sie durch andere Räume führen, ausge-
nommen angrenzende, zum Betrieb der Feuerstätten
gehörende Räume, die die Anforderungen nach Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 erfüllen. Die Lüftungsleitungen
dürfen mit anderen Lüftungsanlagen nicht verbunden
sein und nicht der Lüftung anderer Räume dienen.

(6) Lüftungsleitungen, die der Lüftung anderer
Räume dienen, müssen, soweit sie durch Heizräume
führen,

1. eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90
Minuten oder selbsttätige Absperrvorrichtun-
gen mit einer Feuerwiderstandsdauer von min-
destens 90 Minuten haben und

2. ohne Öffnungen sein.

§ 7

Abgasanlagen

(1) Abgasanlagen müssen nach lichtem Querschnitt
und Höhe, soweit erforderlich auch nach Wärme-
durchlasswiderstand und Beschaffenheit der inneren
Oberfläche, so bemessen sein, dass die Abgase bei al-
len bestimmungsgemäßen Betriebszuständen ins
Freie abgeführt werden und gegenüber Räumen kein
gefährlicher Überdruck auftreten kann.

(2) Die Abgase von Feuerstätten für feste Brenn-
stoffe müssen in Schornsteine, die Abgase von Feuer-
stätten für flüssige oder gasförmige Brennstoffe dürfen
auch in Abgasleitungen eingeleitet werden. § 41 Ab-
satz 4 der Bremischen Landesbauordnung bleibt un-
berührt

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 sind Feuerstät-
ten für gasförmige Brennstoffe ohne Abgasanlage
zulässig, wenn durch einen sicheren Luftwechsel im



Aufstellraum gewährleistet ist, dass Gefahren oder
unzumutbare Belästigungen nicht entstehen. Dies gilt
insbesondere als erfüllt, wenn

1. durch maschinelle Lüftungsanlagen während
des Betriebs der Feuerstätten ein Luftvolumen-
strom von mindestens 30 m3/h je kW Nennleis-
tung aus dem Aufstellraum ins Freie abgeführt
wird oder

2. besondere Sicherheitseinrichtungen verhin-
dern, dass die Kohlenmonoxid-Konzentration in
den Aufstellräumen einen Wert von 30 ppm
überschreitet;

3. bei Gas-Haushalts-Kochgeräten, soweit sie
gleichzeitig betrieben werden können, mit einer
Nennleistung von nicht mehr als 11 kW der Auf-
stellraum einen Rauminhalt von mehr als 15 m3

aufweist und mindestens eine Tür ins Freie oder
ein Fenster hat, das geöffnet werden kann.

(4) Mehrere Feuerstätten dürfen an einen gemein-
samen Schornstein, an eine gemeinsame Abgaslei-
tung oder an ein gemeinsames Verbindungsstück nur
angeschlossen werden, wenn

1. durch die Bemessung nach Absatz 1 und die Be-
schaffenheit der Abgasanlage die Ableitung der
Abgase für jeden Betriebszustand sichergestellt
ist,

2. eine Übertragung von Abgasen zwischen den
Aufstellräumen und ein Austritt von Abgasen
über nicht in Betrieb befindliche Feuerstätten
ausgeschlossen sind,

3. die gemeinsame Abgasleitung aus nichtbrenn-
baren Baustoffen besteht oder eine Brandüber-
tragung zwischen den Geschossen durch selbst-
tätige Absperrvorrichtungen oder andere Maß-
nahmen verhindert wird und

4. die Anforderungen des § 4 Absatz 2 für alle an-
geschlossenen Feuerstätten gemeinsam erfüllt
sind.

(5) In Gebäuden muss jede Abgasleitung, die Ge-
schosse überbrückt, in einem eigenen Schacht ange-
ordnet sein. Dies gilt nicht

1. für Abgasleitungen in Gebäuden der Gebäude-
klassen 1 und 2, die durch nicht mehr als eine
Nutzungseinheit führen,

2. für einfach belegte Abgasleitungen im Aufstell-
raum der Feuerstätte und

3. für Abgasleitungen, die eine Feuerwiderstands-
dauer von mindestens 90 Minuten, in Gebäuden
der Gebäudeklassen 1 und 2 eine Feuerwider-
standsdauer von mindestens 30 Minuten haben.

Schächte für Abgasleitungen dürfen nicht anderweitig
genutzt werden. Die Anordnung mehrerer Abgaslei-
tungen in einem gemeinsamen Schacht ist zulässig,
wenn

1. die Abgasleitungen aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen,

2. die zugehörigen Feuerstätten in demselben Ge-
schoss aufgestellt sind oder

3. eine Brandübertragung zwischen den Geschos-
sen durch selbsttätige Absperrvorrichtungen
oder andere Maßnahmen verhindert wird.

Die Schächte müssen eine Feuerwiderstandsdauer
von mindestens 90 Minuten, in Gebäuden der Gebäu-
deklassen 1 und 2 von mindestens 30 Minuten haben.

(6) Abgasleitungen aus normalentflammbaren Bau-
stoffen innerhalb von Gebäuden müssen, soweit sie
nicht gemäß Absatz 5 in Schächten zu verlegen sind,
zum Schutz gegen mechanische Beanspruchung von
außen in Schutzrohren aus nichtbrennbaren Baustof-
fen angeordnet oder mit vergleichbaren Schutzvor-
kehrungen aus nichtbrennbaren Baustoffen ausgestat-
tet sein. Dies gilt nicht für Abgasleitungen im Aufstell-
raum der Feuerstätten. § 8 bleibt unberührt.

(7) Schornsteine müssen

1. gegen Rußbrände beständig sein,

2. in Gebäuden, in denen sie Geschosse über-
brücken, eine Feuerwiderstandsdauer von min-
destens 90 Minuten haben oder in durchgehen-
den Schächten mit einer Feuerwiderstandsdau-
er von 90 Minuten angeordnet sein,

3. unmittelbar auf dem Baugrund gegründet oder
auf einem feuerbeständigen Unterbau errichtet
sein; es genügt ein Unterbau aus nichtbrennba-
ren Baustoffen für Schornsteine in Gebäuden
der Gebäudeklassen 1 bis 3, für Schornsteine,
die oberhalb der obersten Geschossdecke be-
ginnen sowie für Schornsteine an Gebäuden,

4. durchgehend, insbesondere nicht durch Decken
unterbrochen sein und

5. für die Reinigung Öffnungen mit Schornstein-
reinigungsverschlüssen haben.

(8) Schornsteine, Abgasleitungen und Verbin-
dungsstücke, die unter Überdruck betrieben werden,
müssen innerhalb von Gebäuden

1. in vom Freien dauernd gelüfteten Räumen lie-
gen,

2. in Räumen liegen, die § 3 Absatz 1 Nummer 3
entsprechen,

3. soweit sie in Schächten liegen, über die gesam-
te Länge und den ganzen Umfang hinterlüftet
sein oder

4. der Bauart nach so beschaffen sein, dass Abgase
in gefahrdrohender Menge nicht austreten kön-
nen.

(9) Verbindungsstücke dürfen nicht in Decken,
Wänden oder unzugänglichen Hohlräumen angeord-
net sowie nicht in andere Geschosse oder Nutzungs-
einheiten geführt werden.

(10) Luft-Abgas-Systeme sind zur Abgasabführung
nur zulässig, wenn sie getrennte, durchgehende Luft-
und Abgasführungen haben. An diese Systeme dürfen
nur raumluftunabhängige Feuerstätten angeschlossen
werden, deren Bauart sicherstellt, dass sie für diese
Betriebsweise geeignet sind. Im Übrigen gelten für
Luft-Abgas-Systeme die Absätze 4 bis 9 sinngemäß.

§ 8

Abstände von Abgasanlagen zu
brennbaren Bauteilen

(1) Abgasanlagen müssen zu Bauteilen aus brenn-
baren Baustoffen so weit entfernt oder so abgeschirmt
sein, dass an den genannten Bauteilen
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1. bei Nennleistung keine höheren Temperaturen
als 85°C und

2. bei Rußbränden in Schornsteinen keine höheren
Temperaturen als 100°C auftreten können.

(2) Die Anforderungen von Absatz 1 gelten insbe-
sondere als erfüllt, wenn

1. die aufgrund von harmonisierten technischen
Spezifikationen angegebenen Mindestabstände
eingehalten sind,

2. bei Abgasanlagen für Abgastemperaturen der
Feuerstätten bei Nennleistung bis zu 400°C, de-
ren Wärmedurchlasswiderstand mindestens
0,12 m3 kW und deren Feuerwiderstandsdauer
mindestens 90 Minuten beträgt, ein Mindestab-
stand von 5 cm eingehalten ist oder

3. bei Abgasanlagen für Abgastemperaturen der
Feuerstätten bei Nennleistung bis zu 400°C ein
Mindestabstand von 40 cm eingehalten ist.

Im Falle von Satz 1 Nummer 2 ist

1. zu Holzbalken und Bauteilen entsprechender
Abmessungen ein Mindestabstand von 2 cm
ausreichend,

2. zu Bauteilen mit geringer Fläche wie Fußleisten
und Dachlatten, soweit die Ableitung der Wär-
me aus diesen Bauteilen nicht durch Wärme-
dämmung behindert wird, kein Mindestabstand
erforderlich.

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 genügt bei Abgas-
leitungen für Abgastemperaturen der Feuerstätten bei
Nennleistung bis zu 300°C außerhalb von Schächten

1. ein Mindestabstand von 20 cm oder

2. wenn die Abgasleitungen mindestens 2 cm dick
mit nichtbrennbaren Baustoffen mit geringer
Wärmeleitfähigkeit ummantelt sind oder die
Abgastemperatur der Feuerstätte bei Nennleis-
tung nicht mehr als 160°C betragen kann, ein
Mindestabstand von 5 cm.

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 genügt für Verbin-
dungsstücke zu Schornsteinen ein Mindestabstand
von 10 cm, wenn die Verbindungsstücke mindestens 
2 cm dick mit nichtbrennbaren Baustoffen mit gerin-
ger Wärmeleitfähigkeit ummantelt sind. Die Mindest-
abstände gelten für den Anwendungsfall der Hinter-
lüftung.

(3) Bei Abgasleitungen und Verbindungsstücken
zu Schornsteinen für Abgastemperaturen der Feuer-
stätten bei Nennleistung bis zu 400°C, die durch Bau-
teile aus brennbaren Baustoffen führen, gelten die An-
forderungen von Absatz 1 insbesondere als erfüllt,
wenn diese Leitungen und Verbindungsstücke

1. in einem Mindestabstand von 20 cm mit einem
Schutzrohr aus nichtbrennbaren Baustoffen ver-
sehen oder

2. in einer Dicke von mindestens 20 cm mit nicht-
brennbaren Baustoffen mit geringer Wärmeleit-
fähigkeit ummantelt werden.

Abweichend von Satz 1 genügt bei Feuerstätten für
flüssige und gasförmige Brennstoffe ein Maß von 5 cm,
wenn die Abgastemperatur bei Nennleistung der Feuer-
stätten nicht mehr als 160°C betragen kann.

(4) Werden bei Durchführungen von Abgasanlagen
durch Bauteile aus brennbaren Baustoffen Zwi-
schenräume verschlossen, müssen dafür nichtbrenn-
bare Baustoffe mit geringer Wärmeleitfähigkeit ver-
wendet und die Anforderungen des Absatzes 1 erfüllt
werden.

§ 9

Abführung von Abgasen

(1) Die Mündungen von Abgasanlagen müssen

1. den First um mindestens 40 cm überragen oder
von der Dachfläche mindestens 1 m entfernt
sein; ein Abstand von der Dachfläche von 40 cm
genügt, wenn nur raumluftunabhängige Feuer-
stätten für flüssige oder gasförmige Brennstoffe
angeschlossen sind, die Summe der Nennleis-
tungen der angeschlossenen Feuerstätten nicht
mehr als 50 kW beträgt und das Abgas durch
Ventilatoren abgeführt wird,

2. Dachaufbauten, Gebäudeteile, Öffnungen zu
Räumen und ungeschützte Bauteile aus brenn-
baren Baustoffen, ausgenommen Bedachungen,
um mindestens 1 m überragen, soweit deren
Abstand zu den Abgasanlagen weniger als 
1,5 m beträgt,

3. bei Feuerstätten für feste Brennstoffe in Gebäu-
den, deren Bedachung überwiegend nicht den
Anforderungen des § 32 Absatz 1 der Bremi-
schen Landesbauordnung entspricht, am First
des Daches austreten und diesen um mindestens
80 cm überragen.

(2) Die Abgase von raumluftunabhängigen Feuer-
stätten für gasförmige Brennstoffe dürfen durch die
Außenwand ins Freie geleitet werden, wenn

1. eine Ableitung der Abgase über Dach nicht oder
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand
möglich ist,

2. die Nennleistung der Feuerstätte 11 kW zur Be-
heizung und 28 kW zur Warmwasseraufberei-
tung nicht überschreitet und

3. Gefahren oder unzumutbare Belästigungen
nicht entstehen.

§ 10

Wärmepumpen, Blockheizkraftwerke
und ortsfeste Verbrennungsmotoren

(1) Für die Aufstellung von

1. Sorptionswärmepumpen mit feuerbeheizten
Austreibern,

2. Blockheizkraftwerken in Gebäuden und

3. ortsfesten Verbrennungsmotoren

gelten § 3 Absatz 1 bis 6 sowie § 4 Absatz 1 bis 7 ent-
sprechend.

(2) Es dürfen

1. Sorptionswärmepumpen mit einer Nennleistung
der Feuerung von mehr als 50 kW,

2. Wärmepumpen, die die Abgaswärme von Feuer-
stätten mit einer Nennleistung von insgesamt
mehr als 50 kW nutzen,



3. Kompressionswärmepumpen mit elektrisch an-
getriebenen Verdichtern mit Antriebsleistungen
von mehr als 50 kW,

4. Kompressionswärmepumpen mit Verbren-
nungsmotoren,

5. Blockheizkraftwerke mit mehr als 35 kW Nenn-
leistung in Gebäuden und

6. ortsfeste Verbrennungsmotoren

nur in Räumen aufgestellt werden, die die Anforde-
rungen nach § 5 erfüllen.

(3) Die Verbrennungsgase von Blockheizkraftwer-
ken und ortsfesten Verbrennungsmotoren in Gebäu-
den sind durch eigene, dichte Leitungen über Dach
abzuleiten. Mehrere Verbrennungsmotoren dürfen an
eine gemeinsame Leitung nach Maßgabe des § 7 Ab-
satz 4 angeschlossen werden. Die Leitungen müssen
außerhalb der Aufstellräume der Verbrennungsmoto-
ren nach Maßgabe des § 7 Absatz 5 und 8 sowie § 8
beschaffen oder angeordnet sein.

(4) Die Einleitung der Verbrennungsgase von
Blockheizkraftwerken oder ortsfesten Verbrennungs-
motoren in Abgasanlagen für Feuerstätten ist zulässig,
wenn die einwandfreie Abführung der Verbrennungs-
gase und, soweit Feuerstätten angeschlossen sind,
auch die einwandfreie Abführung der Abgase nach-
gewiesen ist. § 7 Absatz 1 gilt entsprechend.

(5) Für die Abführung der Abgase von Sorptions-
wärmepumpen mit feuerbeheizten Austreibern und
Abgaswärmepumpen gelten die §§ 7 bis 9 entspre-
chend.

§ 11

Brennstofflagerung in Brennstofflagerräumen

(1) Je Gebäude oder Brandabschnitt darf die Lage-
rung von

1. Holzpellets von mehr als 10 000 l,

2. sonstigen festen Brennstoffen in einer Menge
von mehr als 15 000 kg,

3. Heizöl und Dieselkraftstoff in Behältern mit
mehr als insgesamt 5 000 l oder

4. Flüssiggas in Behältern mit einem Füllgewicht
von mehr als insgesamt 16 kg

nur in besonderen Räumen (Brennstofflagerräume) er-
folgen, die nicht zu anderen Zwecken genutzt werden
dürfen. Das Fassungsvermögen der Behälter darf ins-
gesamt 100 000 l Heizöl oder Dieselkraftstoff oder 
6 500 l Flüssiggas je Brennstofflagerraum und 30 000 l
Flüssiggas je Gebäude oder Brandabschnitt nicht
überschreiten.

(2) Wände und Stützen von Brennstofflagerräumen
sowie Decken über oder unter ihnen müssen feuerbe-
ständig sein. Öffnungen in Decken und Wänden müs-
sen, soweit sie nicht unmittelbar ins Freie führen, min-
destens feuerhemmende und selbstschließende Ab-
schlüsse haben. Durch Decken und Wände von Brenn-
stofflagerräumen dürfen keine Leitungen geführt wer-
den, ausgenommen Leitungen, die zum Betrieb dieser
Räume erforderlich sind sowie Heizrohrleitungen,
Wasserleitungen und Abwasserleitungen. Die Sätze 1
und 2 gelten nicht für Trennwände zwischen Brenn-
stofflagerräumen und Heizräumen.

(3) Brennstofflagerräume für flüssige Brennstoffe
müssen

1. gelüftet und von der Feuerwehr vom Freien aus
beschäumt werden können und

2. an den Zugängen mit der Aufschrift „HEIZÖL-
LAGERUNG" oder „DIESELKRAFTSTOFFLA-
GERUNG"

gekennzeichnet sein.

(4) Brennstofflagerräume für Flüssiggas

1. müssen über eine ständig wirksame Lüftung
verfügen,

2. dürfen keine Öffnungen zu anderen Räumen,
ausgenommen Öffnungen für Türen, und keine
offenen Schächte und Kanäle haben,

3. dürfen mit ihren Fußböden nicht allseitig unter-
halb der Geländeoberfläche liegen,

4. dürfen in ihren Fußböden keine Öffnungen ha-
ben,

5. müssen an ihren Zugängen mit der Aufschrift
„FLÜSSIGGASANLAGE" gekennzeichnet sein
und

6. dürfen nur mit elektrischen Anlagen ausgestat-
tet sein, die den Anforderungen der Vorschriften
aufgrund des § 14 des Geräte- und Produktsi-
cherheitsgesetzes für elektrische Anlagen in ex-
plosionsgefährdeten Räumen entsprechen.

(5) Für Brennstofflagerräume für Holzpellets gilt
Absatz 4 Nummer 6 entsprechend.

§ 12

Brennstofflagerung außerhalb
von Brennstofflagerräumen

(1) Feste Brennstoffe sowie Behälter zur Lagerung
von brennbaren Gasen und Flüssigkeiten dürfen nicht
in notwendigen Treppenräumen, in Räumen zwischen
notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins
Freie und in notwendigen Fluren gelagert oder aufge-
stellt werden.

(2) Heizöl oder Dieselkraftstoff dürfen gelagert
werden

1. in Wohnungen bis zu 100 l,

2. in Räumen außerhalb von Wohnungen bis zu 
1 000 l,

3. in Räumen außerhalb von Wohnungen bis zu 
5 000 l je Gebäude oder Brandabschnitt, wenn
diese Räume gelüftet werden können und ge-
genüber anderen Räumen keine Öffnungen,
ausgenommen Öffnungen mit dichtschließen-
den Türen, haben,

4. in Räumen in Gebäuden der Gebäudeklasse 1
mit nicht mehr als einer Nutzungseinheit, die
keine Aufenthaltsräume sind und den Anforde-
rungen nach Nummer 3 genügen bis zu 5 000 l.

(3) Sind in den Räumen nach Absatz 2 Nummer 2
bis 4 Feuerstätten aufgestellt, müssen diese

1. außerhalb erforderlicher Auffangräume für aus-
laufenden Brennstoff stehen und
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2. einen Abstand von mindestens 1 m zu Behältern
für Heizöl oder Dieselkraftstoff haben.

Dieser Abstand kann bis auf die Hälfte verringert wer-
den, wenn ein beiderseits belüfteter Strahlungsschutz
vorhanden ist. Ein Abstand von 0,1 m genügt, wenn
nachgewiesen ist, dass die Oberflächentemperatur der
Feuerstätte 40°C nicht überschreitet.

(4) Flüssiggas darf in Wohnungen und in Räumen
außerhalb von Wohnungen gelagert werden jeweils in
einem Behälter mit einem Füllgewicht von nicht mehr
als 16 kg, wenn die Fußböden allseitig oberhalb der
Geländeoberfläche liegen und außer Abläufen mit
Flüssigkeitsverschluss keine Öffnungen haben.

§ 13

Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanlagen

(1) Für Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanla-
gen, die weder gewerblichen noch wirtschaftlichen
Zwecken dienen oder durch die keine Beschäftigten
gefährdet werden können, gelten die materiellen An-
forderungen und Festlegungen über erstmalige Prü-
fungen vor Inbetriebnahme und wiederkehrende Prü-
fungen der aufgrund des § 14 Geräte- und Produktsi-

cherheitsgesetzes erlassenen Vorschriften entspre-
chend. Dies gilt nicht für die in diesen Vorschriften ge-
nannten Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanlagen,
auf die diese Vorschriften keine Anwendung finden. 

(2) Zuständige Behörden im Sinne der Vorschriften
nach Absatz 1 sind die unteren Bauaufsichtsbehörden.

§ 14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Bremische Feuerungsver-
ordnung vom 18. Februar 2000 (Brem.GBl. S.33 –
2130-d-17), die durch Artikel 1 des Gesetzes 21. No-
vember 2006 (Brem.GBl. S.457) geändert worden ist,
außer Kraft.

(3) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 außer Kraft.

Bremen, den 16. Dezember 2010

Der Senator für Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa
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